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Kreis Lippe 
 
186 Hinweis auf Veröffentlichung der 4. Satzung 

zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe 

 
„Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 28.03.2011 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 26.04.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
 
 

 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Detmold, den 19.05.2011 
 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Fachgebiet 4.3 
Im Auftrag 
Lockstedt“ 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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187 7. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die  7. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 06.07.2011, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Sitzungszimmer Kaunas, Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
Detmold, 10.06.2011 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Dieter Hagedorn 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
188 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung des Kreises Lippe für das 
Haushaltsjahr 2011 

 
1. Haushaltssatzung des Kreises Lippe für das Haus-

haltsjahr 2011 
 
Aufgrund des § 53 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; GV. 
NRW. S. 646) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbin-
dung mit den §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; 
GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung hat der 
Kreistag des Kreises Lippe mit Beschluss vom 28.03.2011 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Kreises voraussichtlich an-
fallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlun-
gen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  
 Gesamtbetrag der Erträge auf 329.288.825,- EUR 
 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 
 

332.706.483,- EUR 

im Finanzplan mit  
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit auf 

 
326.677.140,- EUR 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit auf 

 
321.244.127,- EUR 

  
 
 
 

 
 
37.784.186,- EUR 

 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der In-
vestitionstätigkeit  
und der Finanzierungstätigkeit auf 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit  

 und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
38.182.287,- EUR 

 
festgesetzt. 
 
§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf  
14.627.269,-  EUR 
festgesetzt.  
 
§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
16.760.000,-  EUR 
festgesetzt. 
 
§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird  
auf  
3.417.658,-  EUR 
festgesetzt. 
 
§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
85.000.000,-  EUR 
festgesetzt. 
 
§ 6 
 
a) Die Kreisumlage wird mit einem Hebesatz von 46,368 

% der Bemessungsgrundlagen nach dem Gemeindefi-
nanzierungsgesetz festgesetzt. 

 
b) Von den Städten und Gemeinden, die kein eigenes 

Jugendamt unterhalten (kreisangehörige Städte und 
Gemeinden ohne die Städte Bad Salzuflen, Detmold, 
Lage und Lemgo), wird zur Deckung des Nettoausga-
bebedarfes des Kreisjugendamtes eine ausschließli-
che Belastung (Mehrbelastung zur Kreisumlage) von 
23,223 % der Bemessungsgrundlagen nach dem Ge-
meindefinanzierungsgesetz erhoben. 

 
c) Von den Städten und Gemeinden, die Schüler in die 

Kreisgesamtschule in Lemgo entsenden, wird zur De-
ckung des Netto-Ausgabebedarfes der Kreisgesamt-
schule im Haushaltsjahr 2011 eine ausschließliche Be-
lastung (Mehrbelastung zur Kreisumlage) aufgrund der 
Schülerzahl nach dem Stand vom 15.10.2010 erho-
ben. Der Umlagesatz der durch die Entsendegemein-
den geltenden Umlagegrundlagen wird folgenderma-
ßen festgesetzt: 
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 Stadt / Gemeinde Umlagesatz  

    

 Bad Salzuflen 0,17238 % 

 Barntrup 1,06023 % 

 Blomberg 0,28890 % 

 Detmold 0,01001 % 

 Dörentrup 3,04944 % 

 Extertal 0,40655 % 

 Kalletal 1,45212 % 

 Lage 0,61187 % 

 Lemgo 2,19296 % 

 Oerlinghausen 0,01815 % 

 Schieder-Schwalenberg 0,01763 % 

    

    

 
Die Umlagen sind in Monatsbeträgen jeweils zum 15. eines 
Monats fällig. Erfolgt die Wertstellung der Zahlung nicht am 
Fälligkeitstag, werden Verzugszinsen in Höhe von  
5 % p.a. für die ausstehenden Beträge erhoben. 
 
§ 7 
Budgets 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und 
Aufwendungen innerhalb 
 

• der einzelnen Fachbereiche,  
• innerhalb des Referats Landrat, Pressestelle, 
• innerhalb der Revision,  
• innerhalb der Polizeiverwaltung,  
• innerhalb des Bereiches Planen und Bauen und 
• innerhalb des Regiebetriebes Bevölkerungsschutz  
 

gem. § 21 Abs. 1 GemHVO mit Ausnahme 
 
• der Personal- und Versorgungsaufwendungen und  
• der bilanziellen Abschreibungen 

 
jeweils zu einem Budget verbunden. In dem Budget sind 
die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen 
für die Haushaltsausführung verbindlich. Dies gilt entspre-
chend für Einzahlungen und Auszahlungen für Investitio-
nen. 
 
§ 8 
Genehmigung von Budgetverschlechterungen 
 
Hinweis:  Die Einteilung der Aufwendungen und Erträge 

in Gruppen ergibt sich aus der nachstehenden 
Anlage. 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch 
Mehrerträge innerhalb des Budgets gedeckt werden: 
 
  Zuständigkeit 
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 bis 2 

 Entscheidung durch die 
Leiter der in § 7 genannten 
Budgets 

   
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 und 5 

 Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämmerers 

 

 
 
 

 
Außerplanmäßige Aufwendungen, die durch Einsparungen 
bei Aufwendungen innerhalb des Budgets gedeckt werden: 
 
   Zuständigkeit 
Außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 bis 2 

 Entscheidung durch die 
Leiter der in § 7 genannten Budgets 

   
Außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 und 5 

 Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämmerers 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch das 
Gesamtbudget gedeckt werden: 
 
  Zuständigkeit  
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 bis 2  

über 150.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung des 
Kreistages 

   
 bis einschl.  

150.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 

   
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 und 5  

über 30.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung des 
Kreistages 

   
 bis einschl.  

30.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 

 
Budgetverschlechterungen im Bereich der Personal- und 
Versorgungsaufwendungen: 
 
  Zuständigkeit 
Budgetverschlechterungen, die 
sich durch Überschreitung des 
Eckwertes der Personal- und 
Versorgungsaufwendungen 
ergeben 

über 150.000 EUR  Genehmigung des Kreista-
ges 

   
 bis einschl.  

150.000 EUR  
Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämmerers 
 

   
Überschreitung der Personal- 
und Versorgungsaufwendungen 
innerhalb eines Budgets bei 
Einhaltung des Eckwertes  

 Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämmerers 

  
  
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigun-
gen: 
 
  Zuständigkeit 
Überplanmäßige Verpflich-
tungsermächtigungen 
 

bis einschl. 60.000 EUR 
bei Einhaltung der Ge-
samtauszahlungen aus 
Investitionstätigkeit im 
Rahmen des Finanzpla-
nes 

Entscheidung 
durch die 
Leiter der in § 7 
genannten Bud-
gets 

   
Überplanmäßige Verpflich-
tungsermächtigungen 
 

über 60.000 EUR  Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 

   
Außerplanmäßige Verpflich-
tungsermächtigungen  

bis einschl. 150.000 EUR 
bei Einhaltung der Ge-
samtauszahlungen aus 
Investitionstätigkeit im 
Rahmen des Finanzpla-
nes 

Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 

   
Außerplanmäßige Verpflich-
tungsermächtigungen 

über 150.000 EUR 
 

Genehmigung des 
Kreistages 

   
 

Entsprechend ist bei Budgetverschlechterungen im Fi-
nanzplan zu verfahren.  
 
§ 9 
Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 
kw-Vermerk:  Die Stelle entfällt mit dem Ausscheiden 

des/ der Stelleninhabers/ Stelleninha-
berin. 

ku-Vermerk:  Die Stelle ist nach dem Ausscheiden 
des/ der Stelleninhabers/ Stelleninha-
berin umzuwandeln. 
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung vom 

28.03.2011 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2011 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 53 KrO NW i.V.m. § 80 Abs. 5 GO NW der Bezirksregie-
rung in Detmold mit Schreiben vom 04.04.2011 angezeigt 
worden. Das Anzeigeverfahren wurde mit Verfügung vom 
30.05.2011 abgeschlossen, gleichzeitig wurde die Erhö-
hung der allgemeinen Kreisumlage auf einen Hebesatz von 
46,368 % der maßgeblichen Bemessungsgrundlagen nach 
§ 56 Abs. 3 KrO genehmigt. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 14.06.2011 im Kreishaus – Bürgerservice -, 
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold öffentlich aus und 
wird dort bis zum Ende der Auslegung des Jahresab-
schlusses 2011 zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen i.V.m. der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 06.06.2011 
 
Gez. 
 
 
Heuwinkel 
Landrat 
 
 
 
Einteilung der Aufwendungen und Erträge in Gruppen 
 

 
 Für die Einteilung der Aufwendungen gelten die 

folgenden Gruppen: 
 
 Gruppe 1 

Aufwendungen, die dem Grunde und der Höhe nach 
aufgrund von Rechtsvorschriften festgelegt sind  
Dispositionsrahmen: 0 % 

 
 Gruppe 2 

Aufwendungen, die aufgrund von Rechtsvorschrif-
ten dem Grunde und der Höhe nach festgelegt sind, 
jedoch geringfügig beeinflusst werden können  

 Dispositionsrahmen: 5 % 

 
 Gruppe 3 
 Personal- und Versorgungsaufwendungen 

Dispositionsrahmen: Stellenplan 
 
 Gruppe 4 

Aufwendungen, die aufgrund von Rechtsvorschrif-
ten grundsätzlich geleistet werden müssen, jedoch 
der Höhe nach variabel sind  

 Dispositionsrahmen: 50 % 
 
 Gruppe 5 
 Aufwendungen, zu deren Leistung keine detaillier-

ten Rechtsvorschriften bestehen  
 Dispositionsrahmen: 100 % 
 
 Für die Einteilung der Erträge gelten die folgen-

den Gruppen: 
 
 Gruppe 1 
 Erträge, die aufgrund von Rechtsvorschriften festge-

legt sind und die gar nicht oder nur geringfügig be-
einflusst werden können  

 
 Gruppe 2 
 Erträge, die aufgrund von Rechtsvorschriften erho-

ben werden müssen, jedoch der Höhe nach variabel 
sind  

 
 Gruppe 3 
 Erträge, die in Zusammenhang mit Personalauf-

wendungen stehen 
  
 Gruppe 4 
 Erträge, zu deren Erhebung keine detaillierten 

Rechtsvorschriften bestehen bzw. die mit Aufwen-
dungen der Gruppe 5 korrespondieren  

 
Die vorstehende Einteilung der Aufwendungen und 
Erträge in Gruppen gilt entsprechend für die 
Einteilung der Auszahlungen und Einzahlungen. 

 
Bestimmungen über Deckungsvermerke 
 

 
A. Gegenseitige Deckungsfähigkeit nach § 21 GemHVO 
 
Es werden alle Aufwendungen innerhalb eines Budgets für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Ferner werden die Auf-
wendungen der allgemeinen Finanzierungsmittel für ge-
genseitig deckungsfähig erklärt. Die gegenseitige De-
ckungsfähigkeit gilt entsprechend bei Auszahlungen.  
 
Davon ausgenommen sind: 
 

• Aufwands- und Auszahlungskonten, die als begün-
stigtes Konto zu einem zweckgebundenen Ertrag 
und einer zweckgebundenen Einzahlung gehören, 

• die Verfügungsmittel des Landrates (Produkt 001 
001 001; Ergebniskonto 5491000, Finanzkonto 
7491000), 

• Abschreibungen und 
• die Personal- und Versorgungsaufwendungen. 
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Die Personal- und Versorgungsaufwendungen und die Ab-
schreibungen sind innerhalb eines Fachbereiches, des Re-
ferats Landrat, Pressestelle, der Revision, der Polizeiver-
waltung, des Bereiches Planen und Bauen, des Bürger- 
und Unternehmerservices, Wirtschaftsförderung und des 
Regiebetriebes Bevölkerungsschutz gegenseitig deckungs-
fähig. Dieses gilt entsprechend für die jeweiligen Auszah-
lungen. 
 
B. Übertragbarkeit nach § 22 Abs. 1 GemHVO 
 
Alle Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen 
werden für übertragbar erklärt. 
 
C. Zweckbindung von Erträgen und Einzahlungen 

nach § 22 Abs. 3 GemHVO 
 
Bei folgenden Konten werden die jeweiligen Erträge und 
Einzahlungen für zweckgebunden zu den entsprechenden 
Aufwendungen und Auszahlungen erklärt: 
 
Produkt 001 002 001: Gleichstellung 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4481000 Zuweisungen des Landes 5429400 Sonstige Ge-

schäftsaufwen-
dungen 

4482000 Kostenerstattung von Gemein-
den 

  

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6481000 Zuweisungen des Landes 7429400 Sonstige Ge-

schäftsauszah-
lungen 

6482000 Kostenerstattung von Gemein-
den 

  

 
Produkt 001 003 002: Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
 
Finanzkonto Einzahlungen, soweit umsatz-

steuerpflichtig 
Finanzkonto Auszahlungen 

6488000 Sonstige Erstattungen/ Kreisblatt 7429500 Mehrwertsteuer - 
Zahllast 

 
Produkt 001 003 006: Gebäudewirtschaft 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6461000 Stromverkauf aus Fotovoltaikanlage 7429400 Mehrwertsteuer - 

Zahllast 

 
Produkt 001 004 001: Personalbetreuung 
 
Finanzkonto Einzahlungen, soweit umsatzsteuer-

pflichtig 
Finanzkonto Auszahlungen 

6482000 Erstattung von  
Gemeinden 

7429500 Mehrwertsteuer - 
Zahllast 

 
Produkt 001 004 005: Finanzmanagement 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4488000 Erstattung Beiträge kommuna-

ler Schadensausgleich 
5429520 Umlage kommu-

naler Scha-
densausgleich 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6488000 Erstattung Beiträge kommuna-

ler Schadensausgleich 
7429520 Umlage kommu-

naler Scha-
densausgleich 

 
Produkt 001 008 002: Informationstechnik - IT 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6488010 Servicepauschale PC (MWSt.) 7429400 Mehrwertsteuer – 

Zahllast 
 

 
 
 
 
 

 
Produkt 002 009 002: Katastrophenschutz 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4481100 Erstattungen vom Land (fach-

bezogene Kreispauschale) 
5429600 überörtliche und 

landesweite 
Hilfsmaßnahmen 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6481100 Erstattungen vom Land (fach-

bezogene Kreispauschale) 
7429600 überörtliche und 

landesweite 
Hilfsmaßnahmen 

 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4481400 Erstattungen vom Land – Ertrag 

aus Auflösung PRAP 
5255100 Unterhaltung 

Katastrophen-
schutzkomponen-
ten des Landes 

 
Produkt 006 001 001: Tagesbetreuung 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 06100001 

Bauprogramm für dritte Träger 
aus dem Konjunkturprogramm 
II 

7815101 
I 06100001 

Bauprogramm für 
dritte Träger aus 
dem Konjunktur-
programm II 

 
Produkt 006 002 002: Jugendschutz 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4461000 Teilnehmerentgelte  

Deeskalationsprojekt 
5431700 Projekt Dees-

kalationstraine-
rIn 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6461000 Teilnehmerentgelte  

Deeskalationsprojekt 
7431700 Projekt Dees-

kalationstraine-
rIn 

 
Produkt 009 001 001: Raum- und Bauleitplanung 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4141000 Zuweisung vom Land zur Wie-

dernutzbarmachung von Indust-
riebrachen 

5318000 Projektkosten 
Wiedernutzbar-
machung Indust-
riebrachen 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6141000 Zuweisung vom Land zur Wie-

dernutzbarmachung von Indust-
riebrachen 

7318000 Projektkosten 
Wiedernutzbar-
machung Indust-
riebrachen 

 
Produkt 009 002 001: Auftragsvermessungen 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6311100 Verwaltungsgebühren mit 16% 

Mehrwertsteuer 
7429400 Mehrwertsteuer - 

Zahllast 
6311200 Verwaltungsgebühren mit 19% 

Mehrwertsteuer 
  

 
Produkt 009 002 006: Benutzung des Liegenschaftskatas-
ters 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6311200 Verwaltungsgebühren mit 7% 

Mehrwertsteuer 
7429400 Mehrwertsteuer – 

Zahllast 
6311300 Verwaltungsgebühren mit 19% 

Mehrwertsteuer 
  

 
Produkt 009 002 008: Wertgutachten, Wertauskünfte und 
Stellungnahmen 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6311200 Verwaltungsgebühren mit 19% 

Mehrwertsteuer 
7429400 Mehrwertsteuer - 

Zahllast 

 
Produkt 011 001 001: Sicherstellung der Abfallentsorgung 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6483000 Personal- und Sachkostener-

stattung 
7429500 Mehrwertsteuer - 

Zahllast 
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Produkt 013 001 002: Landschaftspflege 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4148090 Ausgleichs- und Ersatzgelder 

Dritter für konsumtive Zwecke 
5291090 Maßnahmen in 

Schutzgebieten 
aus Ausgleichs- 
und Ersatzgeldern 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6148090 Ausgleichs- und Ersatzgelder 

Dritter für konsumtive Zwecke 
7291090 Maßnahmen in 

Schutzgebieten 
aus Ausgleichs- 
und Ersatzgel-
dern 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6818090 Ausgleichs- und Ersatzgelder 

Dritter für investive Zwecke 
7821090 Grunderwerb 

aus Ausgleichs- 
und Ersatzgel-
dern 

  7891090 
 
 

Umsetzungs-
maßnahmen in 
Landschafts-
plänen aus 
Ersatzgeldern 

 
Produkt 015 001 001: Wirtschafts- und Strukturförderung 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4141100 Zuweisungen vom Land für das 

Projekt  
„DünenLeben“ 

5318110 Projekt „Dü-
nenLeben“ 

4148100 Sponsorengelder Projekt „Dü-
nenLeben“ 

  

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6141100 Zuweisungen vom Land für das 

Projekt  
„DünenLeben“ 

7318110 Projekt „Dü-
nenLeben“ 

6148100 Sponsorengelder Projekt „Dü-
nenLeben“ 

  

 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4141200 Zuweisungen vom Land für das 

Projekt  
„Zu_hören“ 

5318120 Projekt 
„Zu_hören“ 

4148200 Sponsorengelder Projekt 
„Zu_hören“ 

  

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6141200 Zuweisungen vom Land für das 

Projekt  
„Zu_hören“ 

7318120 Projekt 
„Zu_hören“ 

6148200 Sponsorengelder Projekt 
„Zu_hören“ 

  

 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4141300 Zuweisungen vom Land für das 

Projekt „Elektrisch bewegt“ 
5318130 Projekt „Elekt-

risch bewegt“ 
4148300 Sponsorengelder Projekt „Elekt-

risch bewegt“ 
  

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6141300 Zuweisungen vom Land für das 

Projekt „Elektrisch bewegt“ 
7318130 Projekt „Elekt-

risch bewegt“ 
6148300 Sponsorengelder Projekt „Elekt-

risch bewegt“ 
  

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811001 
I 94110001 

Investitionszuwendung Land – 
EFRE-Projekt  
„DünenLeben“ 

7831001 
I 94110001 

Vermögensge-
genstände 
EFRE-Projekt 
„DünenLeben“ 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811001 
I 94110002 

Investitionszuwendung Land – 
EFRE-Projekt „Zu_hören“ 

7831001 
I 94110002 

Vermögensge-
genstände 
EFRE-Projekt 
„Zu_höen“ 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811001 
I 94110003 

Investitionszuwendung Land - 
EFRE-Projekt  
„Elektrisch bewegt“ 

7831001 
I 94110003 

Vermögensge-
genstände EFRE-
Projekt „Elektrisch 
bewegt“ 

 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4481000 Landeszuweisung zu Gutach-

terkosten Breitbandversorgung 
5429700 Projektkosten 

Breitbandversor-
gung 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 94100001 

Breitbandversorgung aus Kon-
junkturprogramm II 

7852101 
I 94100001 

Breitbandver-
sorgung aus  
Konjunkturpro-
gramm II 

 
 

 
Produkt 015 001 003: Zuführungen an die Eigenbetriebe 
 
Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
4141779 Landeszuweisung konsumtiver 

Mittel aus dem Konjunkturpro-
gramm II – EB Schulen - 

5211779 Bauunterhal-
tung aus dem 
Konjunkturpro-
gramm II – EB 
Schulen - 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6141779 Landeszuweisung konsumtiver 

Mittel aus dem Konjunkturpro-
gramm II – EB Schulen - 

7211779 Bauunterhaltung 
aus dem Konjunk-
turprogramm II – 
EB Schulen - 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 01090001 

Erweiterung Felix-Fechenbach-
Berufskolleg aus Konjunktur-
programm II 

7815101 
I 01090001 

Erweiterung  
Felix-
Fechenbach-
Berufskolleg 
aus Konjunk-
turprogramm II 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 01090002 

Bau einer Maschinenhalle 
Lüttfeld-Berufskolleg aus Kon-
junkturprogramm II 

7815101 
I 01090002 

Bau einer Maschi-
nenhalle 
Lüttfeld-
Berufskolleg aus 
Konjunkturpro-
gramm II 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 01090003 

Ersatzneubau Salzhalle Wilba-
sen aus Konjunkturprogramm II 

7815101 
I 01090003 

Ersatzneubau 
Salzhalle Wilba-
sen aus Konjunk-
turprogramm II 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 01090004 

Sanierung Bauhof Wilbasen 
aus Konjunkturprogramm II 

7815101 
I 01090004 

Sanierung Bauhof 
Wilbasen aus 
Konjunkturpro-
gramm II 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 01100001 

Sanierung Jugend- und Gäste-
häuser Norderney aus Konjunk-
turprogramm II 

7815101 
I 01100001 

Sanierung Ju-
gend- und Gäste-
häuser Norderney 
aus Konjunktur-
programm II 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811779 
 

Sanierung Soleanlage und 
Sanitärbereich Bauhof Lemgo-
Lieme aus Konjunkturpro-
gramm II 

7815779 
 

Sanierung Sole-
anlage und Sani-
tärbereich Bauhof 
Lemgo-Lieme aus 
Konjunkturpro-
gramm II 

 
Produkt 015 001 004: Wilbaser Markt 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6411000 Standmieten Wilbaser Markt 7429400 Mehrwertsteuer – 

Zahllast 

 
Produkt 016 001 002: Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 
 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6926400 Umschuldung von Krediten 

öffentlicher Bereich 
7926400 Umschuldung 

von Krediten 
öffentlicher 
Bereich 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6927400 Umschuldung von Krediten 

Kreditinstitute 
7927400 Umschuldung von 

Krediten Kreditin-
stitute 

 
Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
6811101 
I 01100003 

Neubau Turnhalle Topehlen-
schule aus Konjunkturpro-
gramm II 

7851101 
I 01100003 

Neubau Turnhalle 
Topehlenschule 
aus Konjunktur-
programm II 

 
Die vorstehenden Konten sind damit von der gegenseitigen 

Deckungsfähigkeit ausgenommen. 
 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
189 Widmung der Röntgenstraße 
 
Die Röntgenstraße (Flurstücke 595 und 600, Flur 8 der 
Gemarkung Lockhausen) erhält die Eigenschaft einer Ge-
meindestraße und wird hiermit gem. den §§ 2, 3 und 6 des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW), in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1995 (GV.NRW. S. 1028), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW S. 
259, GV NRW S. 327), in der z. Zt. gültigen Fassung, für 
den allgemeinen öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Die Widmung erstreckt sich auf den im anliegenden Plan 
schraffierten Bereich. 
 
Baulastträger der vorgenannten Anlage ist die Stadt Bad 
Salzuflen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Kö-
nigswall 8, 32423 Minden, erhoben werden. Die Klage 
kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form, nach Maßga-
be der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr 
– ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005, erhoben werden. 
 
Bad Salzuflen, den 12.05.2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



288 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 289 
 

 

 
190 126. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Bad Salzuflen,  
 Bereich „Buschort“, Ortsteil Biemsen-Ahmsen 
 - Änderungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-

ausschusses vom 17.05.2011 
 
1. Änderungsbeschluss 
Die Durchführung der 126. Änderung des Flächennut-
zungsplanes für den  
Bereich: „Buschort“, Ortsteil Biemsen-Ahmsen wird gemäß 
§ 2 Abs.1 in Verbindung  
mit § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung durch-
geführt. 
Der Änderungsbereich ist in einem Übersichtsplan, der Be-
standteil des Beschlusses ist, graphisch dargestellt.  
 
2. Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Pla-
nung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) wird in 
„einfacher Form“ – Planaushang für die Dauer eines Mo-
nats – durchgeführt. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 
20.06.2011 bis 21.07.2011 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann die Änderung des Flächennutzungsplanes 
unter www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme 
abgegeben werden. Der Änderungsbereich ist in dem bei-
gefügten Übersichtsplan graphisch dargestellt. 
 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   24 .05.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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191 6. (vereinfachte) Änderung des Bebauungs-

planes Nr. 0204  
 „Lehmkuhle/Paulinenstraße“, Ortsteil Schöt-

mar 
 - Aufstellungsbeschluss  
 - Beschluss der öffentlichen Auslegung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 17.05.2011 
 
1. Aufstellungsbeschluss 
 
Die Aufstellung der 6. (vereinfachten) Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 0204  
„Lehmkuhle/Paulinenstraße“, Ortsteil Schötmar wird gemäß 
§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 8 BauGB beschlossen. 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im vereinfach-
ten Verfahren nach den Regelungen des § 13 BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung gemäß 
§ 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. 
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
2. Beschluss der öffentlichen Auslegung  
 
Dem Entwurf der 6. (vereinfachten) Änderung des Bebau-
ungsplanes  
Nr. 0204 „Lehmkuhle/Paulinenstraße“, Ortsteil Schötmar 
mit der zugehörigen Begründung in der Fassung vom 
02.05.2011 wird zugestimmt. 
Der Entwurf zum Bebauungsplan ist gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 
20.06.2011 bis 21.07.2011 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 – 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 – 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 – 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0204 „Lehm-
kuhle/Paulinenstraße“, Ortsteil Schötmar wird im verein-
fachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt. 
Auf eine Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB 
wird daher verzichtet. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter  
www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet einge-
sehen werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abge-
geben werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben können.  
 
 
 

 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach 
§ 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn 
mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die 
vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung liegt zu jedermanns 
Einsicht für die Dauer eines Monats öffentlich aus. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem als Anlage beigefügten Ü-
bersichtsplan grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 24.05.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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192 Bebauungsplan Nr. 0310 „Buschort“, Ortsteil 

Biemsen-Ahmsen 
 - Aufstellungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 17.05.2011 
 
1. Aufstellungsbeschluss 
 Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0310 "Bu-

schort", Ortsteil Biemsen-Ahmsen wird gemäß 
§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 

 Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 

 Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 

 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 

§ 3 Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – Planaus-
hang für die Dauer eines Monats – beschlossen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 
20.06.2011 bis 21.07.2011 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 – 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 – 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 – 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet einge-
sehen werden.  
Dort kann auch eine Stellungnahme abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  24.05.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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193 Bebauungsplan Nr. 1021 B/III „Knetterheide-

Südfeld, Teilbereich B/III“, Ortsteil Werl-Aspe 
 -Aufstellungsbeschluss 
 -Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 17.05.2011 
 
1. Aufstellungsbeschluss 
 Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1021 B/III 

„Knetterheide-Südfeld,  
 Teilbereich B/III“, Ortsteil Werl-Aspe wird gemäß 

§ 2 Abs.1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
 Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 

durchgeführt. 
 Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 

gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
2. Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
 Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 

§ 3 Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – Planaus-
hang für die Dauer eines Monats – beschlossen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß 
§ 3 Abs.1 BauGB in der Zeit vom 
 
20.06.2011 bis 21.07.2011 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet einge-
sehen werden.  
Dort kann auch eine Stellungnahme abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
graphisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   24.05.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



296 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 297 
 

 

 
194 Änderungssatzung zur Kurbeitragssatzung der 

Stadt Bad Salzuflen vom 10.12.2008 
 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat aufgrund der §§ 7 und 
41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666/ SGV NRW 2023) und des 
§ 11 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW 610) – jeweils in der bei Erlass dieser Sat-
zung geltenden Fassung – in seiner Sitzung am 25.5.2011 
folgende Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Bad 
Salzuflen über die Erhebung eines Kurbeitrages beschlos-
sen: 

§ 1 
 
§ 6 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung 
eines Kurbeitrages vom 10. Dezember 2008 erhält folgen-
de Fassung: 
 
„1. Die Höhe des Kurbeitrages ergibt sich aus dem Tarif-

anhang zu dieser Kurbeitragssatzung (Anlage 2), der 
Bestandteil dieser Satzung ist. 

 
2. In diesem Anhang wird für 

1. Schwerbehinderte mit einem Grad der Behinde-
rung von mindestens 50 v. H. bei Vorlage eines 
gültigen amtlichen Ausweises und 

2. Personen mit geringem Einkommen bei Vorlage 
einer amtlichen Bescheinigung ein Nachlass auf 
die Normalpreise eingeräumt. 

Für Träger der gesetzlichen Sozialversicherung, Trä-
ger der Versorgung und sonstige Entsendestellen von 
Patienten, wenn diese die Kosten direkt und voll tra-
gen, kann eine Pauschalierung des Kurbeitrages ge-
mäß Anhang vereinbart werden. 

 
3. Auch bei Vorliegen mehrerer Ermäßigungsgründe 

kann nur einmal eine Ermäßigung gewährt werden. 
 
4. Bei vorzeitiger Beendigung des Kuraufenthaltes wird 

auf Antrag der anteilige Kurbeitrag abzüglich eines 
Bearbeitungsentgeltes von 10,00 € erstattet. Der An-
trag ist im Kalenderjahr der vorzeitigen Beendigung 
zu stellen. 

 
5. Der Kurbeitrag wird für die Dauer jedes Aufenthaltes, 

höchstens jedoch für 42 Tage je Kalenderjahr, erho-
ben. 

 
6. Gegenüber Personen, die im Erhebungsgebiet einen 

zweiten Wohnsitz begründet haben oder Eigentümer 
oder Besitzer eine Wohnungseinheit sind, die sie zu 
Erholungszwecken benutzen, ist pro Kalenderjahr ein 
pauschaler Jahreskurbeitrag unabhängig von der 
Dauer, der Häufigkeit und der Jahreszeit ihres Auf-
enthaltes und der Lage der Wohnungseinheit in dem 
Erhebungsgebiet zu erheben. Dieser Jahreskurbei-
trag bemisst sich nach dem Kurbeitrag für 42 Tage in 
der Nebensaison (vgl. Anlage 2).“ 

 
§ 2 

 
Anlage 2 zur Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-
hebung eines Kurbeitrages vom 10. Dezember 2008 erhält 
folgende Ziffer 1: 
 
 

 
„Der Kurbeitrag wird nach Dauer des Aufenthaltes (§ 5 der 
Satzung) bemessen  
und beträgt je Tag in der Zeit  
vom 1.11. – 31.3. (Nebensaison)  2,90 € 
und je Tag in der Zeit  
vom 1.4. – 31.10. (Hauptsaison)  3,20 €.“ 
 

§ 3 
 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.07.2011 in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
 
Bad Salzuflen, den 26.05.2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
"Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmun-

gen oder der Flächennutzungs-plan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 26.05.2011 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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195 Initiierung eines Verfügungsfonds im Rahmen 

des Stadtumbauprogramms „Aktive Innenstadt 
Bad Salzuflen 

 
Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 
25.05.2011 
 
Die Vergaberichtlinie der Stadt Bad Salzuflen über die Ge-
währung von Zuwendungen für Maßnahmen zur Stärkung 
der Innenstadt (Verfügungsfonds) in der Fassung vom 
08.04.2011 wird beschlossen. 
 
Vergaberichtlinie der Stadt Bad Salzuflen 
 
über die Gewährung von Zuwendungen für Maßnah-
men zur Stärkung der Innenstadt  
(Verfügungsfonds) 
 
Grundlage: Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008 des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 22.10.2008 
 
1. Fördergrundsätze und Förderzweck 
 
1.1 Innerhalb des gemäß § 171 b BauGB festgelegten 

Stadtumbaugebietes „Aktives Stadtzentrum Innen-
stadt Bad Salzuflen” sollen gemäß Ziffer 14 der 
Förderrichtlinien Stadterneuerung des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 22.10.2008 (Ziffer 14, siehe 
Anhang 1) über Zuwendungen des Bundes, des 
Landes, der Stadt Bad Salzuflen und private Mitteln 
öffentlichkeitswirksame Maßnahmen im Rahmen ei-
nes Verfügungsfonds finanziell gefördert werden. 

1.2 Die Stadt Bad Salzuflen verfolgt mit dieser Richtlinie 
im Wesentlichen folgende Ziele: 
� Aktivierung privaten Engagements und privater 

Finanzmittel 
� Anregung innerstädtischer Kooperationen und 

Stärkung der Selbstorganisation der privaten 
Kooperationspartner 

� Belebung und Stärkung der Innenstadt 
1.3 Die Maßnahmen sind schwerpunktmäßig in dem in 

Anhang 2 dargestellten Stadtumbaugebiet durchzu-
führen. 

 
2. Rechtsanspruch 
 
Ein Anspruch auf Förderung nach diesen Richtlinien be-
steht nicht; das Vergabegremium nach Abs. 9 entscheidet 
über Anträge aufgrund seines pflichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden finanziellen Mit-
tel. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3. Fördergegenstände 
 
Förderfähige Maßnahmen (Fördergegenstände) nach die-
sen Richtlinien sind folgende insvestitionsvorbereitende, 
investive und nicht-investive Maßnahmen: 
3.1 Investitionsvorbereitende Maßnahmen 

� Analysen und Konzepte zur Umsetzung der in 
Ziffer 3.2 genannten investiven Maßnahmen 

� Umnutzungskonzepte für Leerstandsobjekte 
� Beratung von Immobilieneigentümern 
� Gestaltungsleitfäden 
� Wettbewerbe 
� Befragungen 
� Externe Beauftragte zur Begleitung des Verfü-

gungsfonds 
� Sonstige Analysen und Konzepte, die zur Bele-

bung und Attraktivierung der Innenstadt Bad 
Salzuflen beitragen 

3.2 Investive Maßnahmen im öffentlichen Raum 
� Punktuelle Straßenumgestaltung (z. B. bauliche 

Gestaltung Eingangssituationen) 
� Begrünung 
� Ergänzung Stadtmobiliar (z. B. Bänke, Spielge-

räte, Fahrradständer, Müllbehälter) 
� Beleuchtungselemente in Ergänzung zur Funk-

tionsbeleuchtung 
� Beschilderungs-, Informations- und Leitsysteme 
� Kunstobjekte 
� Maßnahmen zur Umsetzung der Satzung über 

Erlaubnisse für Sondernutzungen an öffentli-
chen Straßen, Wegen und Plätzen in der Stadt 
Bad Salzuflen und der Gestaltungsrichtlinie für 
Sondernutzungen auf öffentlichen Flächen im 
historischen Stadtkern Bad Salzuflen 

� Sonstige öffentlichkeitswirksame Investitions-
maßnahmen, die zur Belebung und Attraktivie-
rung der Innenstadt Bad Salzuflen beitragen 

�  
3.3 Nicht-investive Maßnahmen 

� Aufbau Ladenflächendatenbank 
� Durchführung Ladenflächenmanagement 
� Informationsbroschüren für Eigentümer und In-

vestoren 
� Qualifizierungsmaßnahmen für Unternehmen 
� Runde Tische und Innenstadtforen 
� Ergänzungsmaßnahmen Reinigungsintervall 
� Marketingaktionen und Veranstaltungen 
� Serviceoffensiven (z. B. Lieferservice, Gepäck-

aufbewahrungsangebote) 
� Sonstige öffentlichkeitswirksame nicht-investive 

Maßnahmen, die zur Belebung und Attraktivie-
rung der Innenstadt Bad Salzuflen beitragen 

 
4. Fördervoraussetzungen 
 
Eine Förderung nach diesen Richtlinien erfolgt nur unter 
den folgenden Voraussetzungen: 
4.1 Die Maßnahme entspricht den in Ziffer 1.2 genann-

ten Zielen sowie den Zielen des städtebaulichen 
Entwicklungskonzepts „Aktive Innenstadt Bad Salz-
uflen“ (siehe Anhang 3), den sonstigen ortsrechtli-
chen Bestimmungen und verstößt nicht gegen gel-
tendes Recht. 

4.2 Alle für die Maßnahme erforderlichen öffentlich-
rechtlichen Genehmigungen liegen vor. 
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4.3 Sämtliche Maßnahmen werden mit der Stadt Bad 

Salzuflen abgestimmt. Bei der Durchführung der 
Maßnahmen sind die allgemeinen gesetzlichen – 
insbesondere auch die vergabe-, abgabe-, arbeits-, 
und sozialrechtlichen – Bestimmungen zu beachten. 

4.4 Die Maßnahme dient dem Förderzweck. 
 
5. Förderfähige Kosten 
 
Förderfähig sind folgende Kostenarten:  
� Investitions- und Sachkosten 
� Bruttohonorarkosten 

 
6. Förderausschluss 
 
Folgende Maßnahmen werden nicht gefördert: 
� Maßnahmen, mit deren Durchführung vor der Bewilli-

gung bereits begonnen wurde oder die abgeschlos-
sen sind (als Beginn ist bereits der Abschluss eines 
Leistungs- oder Lieferungsauftrags zu werten, Pla-
nungsarbeiten sind hiervon ausgenommen) 

� Maßnahmen, die anderweitig gefördert werden kön-
nen (Vermeidung von Doppelförderungen) 

� Marketingaktionen und Veranstaltungen, die aus-
schließlich der Gewinnerzielung dienen 

� Maßnahmen, die zu den rechtmäßigen Pflichtaufga-
ben der Stadt Bad Salzuflen gehören 

� Personalkosten des Antragstellers 
� Maßnahmen, deren Durchführung auch ohne Förde-

rung nach diesen Richtlinien sichergestellt ist 
 
7. Art, Form und Höhe der Förderung 
 
7.1 Die Förderung im Rahmen dieser Richtlinien erfolgt 

als verlorener Zuschuss. 
7.2 Die Fondsmittel sind wie folgt zu finanzieren: 

� 50 v. H. über Städtebaufördermittel (zusam-
mengesetzt aus dem im jeweiligen Zuwen-
dungsbescheid an die Stadt Bad Salzuflen ge-
nannten Bundes- und Landesanteil sowie dem 
städtischen Eigenanteil) 

� 50 v. H. über private Mittel oder zusätzliche Mit-
tel der Stadt Bad Salzuflen. 

7.3 Die unter Ziffer 3.3 genannten nicht-investiven 
Maßnahmen dürfen ausschließlich außerhalb der 
Städtebauförderung finanziert werden. 

7.4 Der Zuschuss darf einen Betrag von 10.000,00 EUR 
pro Maßnahme nicht übersteigen. Eine Förderung 
oberhalb dieser Wertgrenze erfolgt nur, wenn eine 
Durchführung der Maßnahme im besonderen städti-
schen Interesse liegt. 

 
8. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger können natürliche und juristische 
Personen sein, wie z. B.: 
� Einzelpersonen 
� Unternehmen  
� Vereine und Bürgerinitiativen 
� Verbände 
� Gemeinnützige Träger 
� Öffentliche und private Bildungs- und Betreuungsein-

richtungen 
 
 
 
 

 
9. Vergabegremium 
 
9.1 Die Mittel werden durch ein Vergabegremium, wel-

ches sowohl mit privaten Akteuren als auch der 
Stadt Bad Salzuflen und deren Beauftragten besetzt 
ist, nach pflichtgemäßem Ermessen vergeben. 

9.2 Das Vergabegremium ist in etwa im Verhältnis der 
Finanzierung gemäß Ziffer 7.2 durch Vertreter der 
Stadt Bad Salzuflen und der privaten Akteure zu 
besetzen. 

9.3 Das Vergabegremium entscheidet über die Förde-
rung in Rahmen einer nicht-öffentlichen Sitzung. Die 
Einberufung des Vergabegremiums erfolgt durch die 
Stadtverwaltung Bad Salzuflen in Abhängigkeit von 
den vorliegenden Förderanträgen. 

9.4 Stimmrecht zur Förderung der Projekte haben nur 
die Mitglieder des Vergabegremiums. Die Entschei-
dungen sind – bei Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Mitglieder – einstimmig herzustellen (Ent-
haltungen werden nicht mitgezählt).  

9.5 Bei Entscheidungen über Projekte in die 
ein/mehrere Mitglied/er des Vergabegremiums ein-
bezogen oder Antragsteller sind, wird dem/n Betref-
fenden kein Stimmrecht erteilt. 

9.6 Jedes Mitglied des Vergabegremiums hat einen 
Stellvertreter zu bestimmen. 

9.7 Maßgeblich für die Vergabe der Fondsmittel sind 
folgende Kriterien: 
� Reihenfolge der Antragseingänge 
� Bevorzugung von Antragstellern mit Sitz im 

Stadtumbaugebiet 
 
10. Verfahren 

 
10.1 Förderanträge nach diesen Richtlinien sind schrift-

lich an die Stadt Bad Salzuflen zu stellen. 
10.2 Die Festsetzung des Förderbetrages erfolgt auf 

Grundlage einer Kostenermittlung, die mit Einrei-
chung des Förderantrages vorzulegen ist. 

10.3 Der Zuschuss wird von der Stadt Bad Salzuflen 
auf Grundlage der Entscheidung des Vergabe-
gremiums durch schriftliche Vereinbarung mit dem 
Zuwendungsempfänger gewährt. Nach Abschluss 
der Vereinbarung dürfen Änderungen der Maß-
nahmen nur mit schriftlicher Zustimmung der 
Stadt Bad Salzuflen erfolgen. Eine nachträgliche 
Zuschusserhöhung bei Überschreitung der veran-
schlagten Kosten erfolgt nicht. 

10.4 Auf Antrag kann die Stadt Bad Salzuflen dem Be-
ginn einer Maßnahme vor Abschluss der Verein-
barung zustimmen. Ein Anspruch auf Bewilligung 
kann hieraus jedoch nicht abgeleitet werden. 

10.5 Der Zuwendungsempfänger hat den zuständigen 
städtischen Bediensteten bis zum Abschluss je-
derzeit zu ermöglichen, die geförderten Projekte in 
Augenschein zu nehmen und die für die Förde-
rung maßgeblichen Unterlagen einzusehen. 
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10.6 Der Zuwendungsempfänger hat der Stadt Bad 

Salzuflen innerhalb von zwei Monaten nach 
Durchführung der Projekte die Fertigstellung an-
zuzeigen und die entstandenen Kosten mit einem 
Verwendungsnachweis in qualifizierter Form (Vor-
lage von Belegen) nachzuweisen. Sind die nach-
gewiesenen Kosten geringer als die in der Verein-
barung gemäß Ziffer 10.3 zugrunde gelegten Kos-
ten, ist der Zuschuss durch Änderung der Verein-
barung entsprechend zu reduzieren. Eine nach-
trägliche Zuschusserhöhung bei Überschreitung 
der veranschlagten Kosten erfolgt nicht. 

10.7 Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach 
Durchführung der Maßnahme und Prüfung des 
Verwendungsnachweises.  

10.8 Zwischenzahlungen sollen nur geleistet werden, 
wenn 
� die Maßnahme im besonderen städtebauli-

chen Interesse liegt,  
� eine Durchführung andernfalls nicht möglich 

wäre,  
� oder nachgewiesen wird, dass die Gesamtfi-

nanzierung der Maßnahme gesichert ist. 
10.9 Die Entlastung für die zweckentsprechende Ver-

wendung der Fondsmittel wird durch den Rech-
nungsprüfungsausschuss der Stadt Bad Salzuflen 
bestätigt. 

10.10 Im Fall des Verstoßes gegen diese Richtlinien o-
der im Fall falscher Angaben des Antragstellers 
kann die Vereinbarung gemäß Ziffer 10.3 – auch 
nach Auszahlung des Zuschusses – durch die 
Stadt Bad Salzuflen widerrufen werden. Zu Un-
recht ausgezahlte Beträge werden mit dem Wirk-
samwerden des Erstattungsanspruchs fällig und 
sind vom Zeitpunkt der Auszahlung an mit jährlich 
5 v. H. über dem jeweiligen Basiszinssatz der Eu-
ropäischen Zentralbank zu verzinsen. Der Erstat-
tungsanspruch wird wirksam am Tage seiner 
Feststellung. 

10.11 Dem Letztempfänger der Fondsmittel sind die bei 
der Weitergabe von Zuwendungen an Dritte zu 
beachtenden Auflagen, Bedingungen und Neben-
bestimmungen aufzuerlegen. Hierbei sind neben 
dieser Richtlinie insbesondere auch § 44 LHO und 
VV LHO, die Förderrichtlinien Stadterneuerung 
des Landes Nordrhein-Westfalen und die verga-
berechtlichen Vorschriften zu beachten. 

 
11. Inkrafttreten 
 
Diese Richtlinie tritt mit Beschlussfassung bis auf Wi-
derruf in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anhang 1 
 
Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008 des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Auszug) 
 
14. Verfügungsfonds 
(1) Zur Stärkung von zentralen Versorgungsbereichen, die 
durch Funktionsverluste – insbesondere gewerblichen 
Leerstand – bedroht oder betroffen sind, kann ein gemeind-
licher Fonds eingerichtet werden. Der Fonds, dessen Mittel 
ein lokales Gremium ausreicht, kann mit 50 v. H. aus Mit-
teln der Städtebauförderung von Bund, Land und Gemein-
de finanziert werden. Voraussetzung für die Förderung ist 
jedoch, dass 50 v. H. der Mittel von der Wirtschaft, von 
Immobilien- und Standortgemeinschaften, von Privaten 
und/oder aus zusätzlichen Mitteln der Gemeinde in den 
Fonds eingestellt werden. 
 
(2) Die Mittel des Verfügungsfonds können für Investitionen 
und die dafür notwendigen vorbereitenden Maßnahmen im 
Fördergebiet eingesetzt werden. Der Teil der Mittel, der 
nicht aus der Städtebauförderung stammt, kann auch für 
nicht-investive Maßnahmen eingesetzt werden. Für die 
Auszahlung der Mittel nach Nr. 28 gelten die Bestimmun-
gen von Nr. 7 VVG zu § 44 LHO i, V. m. Nr. 1 ANBest-G.  
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Anhang 2 
 
Lageplan Stadtumbaugebiet 
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Anhang 3 
 
Ziele des städtebaulichen Entwicklungskonzepts „Ak-
tive Innenstadt Bad Salzuflen“ 
 
Stadtbaukultur 
� Die Geschichte und den historischen Stadtgrundriss 

des Stadtkerns noch stärker sichtbar und erlebbar ma-
chen. 

� Förderung der Stadtbaukultur durch architektonisch 
und städtebaulich hochwertige Neubebauung als Er-
gänzung der historischen Bausubstanz. 

 
Nutzungen 
� Erhaltung der Identität, der Vielfalt und Multifunktionali-

tät der Innenstadt und des historischen Stadtkerns. 
� Erhaltung bzw. Verbesserung der Wohnqualität und 

des Wohnungsangebotes in der Innenstadt. 
� Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs Innen-

stadt; Sicherung und Erweiterung der Angebotsvielfalt 
des innerstädtischen Einzelhandels. 

� Belebung der Innenstadt durch (Außen-) Gastronomie, 
Stadtfeste, Veranstaltungen etc. auch außerhalb der 
Ladenöffnungszeiten unter Berücksichtigung der Ru-
heansprüche der Bewohner. 

� „Familie findet Stadt“ - Förderung des Spielens in der 
Stadt. 

 
Verkehrsflächen und Verbindungen 
� Konsequente Förderung der umweltgerechten Ver-

kehrsarten (Fußgänger, Radfahrer, ÖPNV). 
� Weitgehend barrierefreie Innenstadtgestaltung für mo-

bilitätseingeschränkte Nutzergruppen (Senioren, Be-
hinderte, Eltern mit Kinderwagen etc.). 

� Beschränkung des motorisierten Verkehrs in der In-
nenstadt auf den notwendigen Ziel- und Quellverkehr. 

� Funktionale und gestalterische Verbesserung der fuß- 
und radläufigen Anbindung des Bahnhofs an die In-
nenstadt. 

 
Stadtgestaltung 
� Erhaltung und Sanierung der historischen Bausub-

stanz, stadtbildprägender Gebäude und der Stadt-
mauer. 

� Verbesserung der Aufenthaltsqualität insbesondere 
auf den Stadtplätzen (Salzhof, Schliepsteiner Tor, 
Steege, Am Markt) und entlang der Salze für alle Ge-
nerationen und Nutzergruppen. 

� Qualitätvolle und funktionale Gestaltung der öffentli-
chen Verkehrs- und Grünflächen. 

� Das „Wasser in der Stadt“ (Salze, Brunnen, Gradier-
werke, Solequellen) noch sichtbarer und erlebbarer 
machen. 

� Gestalterische Aufwertung der Anbindung des histori-
schen Stadtkerns an den historischen Kurbereich 
(Gradierwerke, Rosengarten etc.) und an die Parkan-
lagen. 

� Mit den Nutzern abgestimmte und eindeutig definierte 
Regelungen zur Größe und Gestaltung von Warenaus-
lagen, Außengastronomie und Werbung. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zusammenarbeit 
� Stärkung der gemeinsamen Verantwortung und der 

Zusammenarbeit aller Nutzer der Innenstadt 
� (Einzelhandel, Gastronomie, Eigentümer, Bewohner 

etc.). 
� Unterstützung von Standort- und Immobiliengemein-

schaften (auf Initiative der Eigentümer). 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 26.05.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr.Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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196 Ordnungsbehördliche Verordnung zur Auf-

rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Gebiet der Stadt Bad Salzuflen 
(Stadtordnung - StadtO) vom 30. Mai 2011 

 
Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1; 31 des Gesetzes 
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ord-
nungsbehördengesetz (OBG) - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV NW S. 528 / SGV 
NW 2060), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Dezem-
ber. 2009 (GV. NRW. S. 765), und der §§ 9 Abs. 3; 10 Abs. 
4 des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Ge-
räuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen - Landes-
Immissionsschutzgesetz (LImschG NRW) - in der Fassung 
vom 18. März 1975 (GV NW S. 232 / SGV NW 7129), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember. 2006 (GV. 
NRW. S. 622), wird von der Stadt Bad Salzuflen als örtliche 
Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt 
Bad Salzuflen vom 25. Mai 2011 für das Gebiet der Stadt 
Bad Salzuflen  folgende Verordnung: 
Inhaltsübersicht 
  
§ 1 Begriffsbestimmungen 
§ 2 Allgemeine Verhaltenspflicht 
§ 3  Verhaltenspflichten, Schutz der Verkehrs-

flächen und Anlagen 
§ 4 Verunreinigungsverbot 
§ 5 Abfallbehälter/Sammelbehälter/Sperrmüll 
§ 6 Sauberkeit an Verkaufsstätten 
§ 7 Reinigen und Reparieren von Kraftfahrzeu-

gen 
§ 8 Aufstellen von Wohnwagen, Zelten und ähn-

lichen Wohngelegenheiten 
§ 9 Wasser und Eisglätte und Eiszapfen 
§ 10 Einrichtungen für öffentliche Zwecke 
§ 11 Schutzvorkehrungen 
§ 12 Hausnummern 
§ 13 Tiere 
§ 14 Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr 
§ 15 Abbrennen eines Feuers 
§ 16 Lärmbekämpfung 
§ 17 Ausnahmen vom Schutz der Nachtruhe 
§ 18 Erlaubnisse, Ausnahmen 
§ 19 Ordnungswidrigkeiten/Ordnungspflichtiger 
§ 20 Inkrafttreten, Geltungsdauer, Aufhebung 

von Vorschriften 
    
§ 1 
Begriffsbestimmungen 
 
(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung 

sind alle dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Flächen ohne Rücksicht auf die Eigentumsver-
hältnisse. 
  

  Zu den Verkehrsflächen gehören insbesondere 
Straßen, Fahrbahnen, Fußgängerzonen, Wege, 
Gehwege, Radwege, Bürgersteige, Plätze, Sei-
ten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Böschun-
gen, Rinnen und Gräben, Brücken, Unterfüh-
rungen, Treppen und Rampen vor der Straßen-
front der Häuser, soweit sie nicht eingefriedet 
sind. 
  

 
 
 
 

 
(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne 

Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse insbe-
sondere alle der Allgemeinheit zur Nutzung zur 
Verfügung stehenden oder bestimmungsgemäß 
zugänglichen 
  

  1. Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, 
Gärten, Friedhöfe sowie die Ufer und Bö-
schungen von Gewässern; 
  

  2. Ruhebänke, Toiletteneinrichtungen, Fern-
sprecheinrichtungen, Wetterschutz- und 
ähnliche Einrichtungen; 
  

  3. Denkmäler und unter Denkmalschutz ste-
hende Baulichkeiten, Kunstgegenstände, 
Standbilder, Plastiken, Anschlagtafeln, Be-
leuchtungs-, Versorgungs-, Kanalisations-, 
Entwässerungs-, Katastrophenschutz- und 
Baustelleneinrichtungen sowie Verkehrs-
schilder, Hinweiszeichen und Lichtzeichen-
anlagen. 

 
§ 2 
Allgemeine Verhaltenspflicht 
  
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen hat sich je-

der so zu verhalten, dass andere nicht gefährdet, 
geschädigt oder mehr als nach den Umständen 
unvermeidbar behindert werden. Die Benutzung 
der Verkehrsflächen und Anlagen darf nicht verei-
telt oder beschränkt werden. 
  

(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die 
darin enthaltenen Verhaltenspflichten und Benut-
zungsgebote nicht der Regelung des Verkehrs im 
Sinne der Straßenverkehrsordnung auf Verkehrs-
flächen und in Anlagen dienen. Insoweit ist § 1 
Abs. 2 StVO einschlägig. 

  
§ 3 
Verhaltenspflichten, Schutz der Verkehrsflächen und 
Anlagen 
  
Es ist untersagt, 
  
1. in den Anlagen und in Verkehrsflächen unbefugt 

Bäume, Sträucher und Pflanzen aus dem Boden zu 
entfernen, zu beschädigen oder Teile davon abzu-
schneiden, abzubrechen, umzuknicken oder sonst 
wie zu verändern;  
  

2. in den Anlagen und in Verkehrsflächen unbefugt 
öffentliche Gebäude oder öffentliche bauliche An-
lagen und Einrichtungen wie Denkmäler, Brücken, 
Brunnen, Tore, Blumenkübel, Abfallbehälter, 
Streumaterialkästen, Bushaltestellen, Hinweistafeln 
des öffentlichen Nahverkehrs, Einrichtungen der 
Versorgungsbetriebe, Licht- und Straßenmasten, 
Bänke, Tische, Einfriedigungen, Spielgeräte, Ver-
kehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder, Ge-
genstände, die der Verkehrsberuhigung dienen, 
und andere Einrichtungen zu entfernen, zu verset-
zen, zu beschädigen, zu beschmutzen, zu bema-
len, zu bekleben, zu besprühen, in sonstiger Art 
und Weise zu überdecken oder anders als bestim-
mungsgemäß zu nutzen (z. B. durch Anbringung 
von Werbeschriften u. Plakaten); 



304 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

  
3. sich auf Verkehrsflächen und in Anlagen so zu ver-

halten, dass andere Personen bei deren Benut-
zung, geschädigt, gefährdet, behindert werden, 
insbesondere durch widerrechtliches Lärmen, nöti-
gendes aufdringliches Verhalten, und die eigene 
Person oder andere Personen gefährdenden Alko-
holgenusses; 
  

4. auf den Verkehrsflächen und in den Anlagen zu 
übernachten; 
  

5. Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Siche-
rung von Verkehrsflächen und Anlagen unbefugt zu 
beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern so-
wie Sperrvorrichtungen zu überwinden; 
  

6. gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach 
§ 55 Abs. 2 GewO bedürfen, vor öffentlichen Ge-
bäuden, insbesondere vor Kirchen, Schulen und 
Friedhöfen im Einzugsbereich von Ein- und Aus-
gängen auszuüben. 
  

Die Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes Nord-
rhein-Westfalen und die auf Grund dieses Gesetzes er-
gangenen Satzungen bleiben hiervon unberührt. 
  
§ 4 
Verunreinigungsverbot 
  
(1) Soweit dies nicht schon nach straßenrechtlichen 

und straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften 
untersagt ist, ist es verboten über das übliche 
Maß hinausgehend die Verkehrsflächen und 
Anlagen zu verunreinigen. 
  

  Unzulässig ist insbesondere auf Verkehrsflächen 
und in Anlagen 
  

  1. das Wegwerfen und Zurücklassen von Un-
rat aller Art, insbesondere Stoffresten, Obst- 
u. Lebensmittelresten, Papier, Glas, Kon-
servendosen, sonstiger Verpackungsmate-
rialien oder Sperrmüll aller Art sowie von 
scharfkantigen, spitzen, gleitfähigen oder 
anderweitig gefährlichen Gegenständen; 
  

  2. das Ausschütten jeglicher Schmutz- und 
Abwässer sowie das Ableiten von Regen-
wasser auf die Straßen und Anlagen, wobei 
die ordnungsgemäße Einleitung in die städt. 
Kanalisation unter Beachtung der einschlä-
gigen  Vorschriften ausgenommen ist; 
  

  3. das Ablassen und die Einleitung von Säure, 
Öl, Benzin, Benzol oder sonstigen flüssigen 
oder schlammigen und/oder feuergefährli-
chen Stoffen auf die Straße oder in die Ka-
nalisation; das trifft auch für Baustoffe, ins-
besondere Zement, Mörtel, Beton oder ähn-
liche Materialien zu. 
  

  4. den Transport von Flugasche, Flugsand o-
der ähnlichen Materialien auf offenen Last-
kraftwagen, sofern diese Stoffe nicht abge-
deckt oder in geschlossenen Behältnissen 
verfüllt worden sind; 
  

 

 
  5. das Bemalen von Verkehrsflächen und An-

lagen. 
  

(2) Hat jemand öffentliche Verkehrsflächen oder öf-
fentliche Anlagen – auch in Ausübung eines 
Rechts oder einer Befugnis – verunreinigt oder 
verunreinigen lassen, so muss er unverzüglich für 
die Beseitigung des Zustandes sorgen.  

    
§ 5 
Abfallbehälter/Sammelbehälter/Sperrmüll  
  
1) Im Haushalt oder in den Gewerbebetrieben ange-

fallener Abfall darf nicht in Abfallbehälter gefüllt 
werden, die auf Verkehrsflächen oder in Anlagen 
aufgestellt sind. 
  

(2) Es ist verboten, die auf Verkehrsflächen oder in 
Anlagen aufgestellten Abfallbehälter zu durch-
wühlen oder aus ihnen Abfallreste oder sonstige 
Gegenstände herauszunehmen. 
  

(3) Sammelbehälter für Wertstoffe, wie Altglas, Alt-
papier etc., dürfen nur mit den dem Sammel-
zweck entsprechenden Materialien gefüllt wer-
den. Das Einwerfen von Altglas in die Sammel-
behälter ist nur werktags in der Zeit von 7.00 - 
13.00 Uhr und von 15.00 – 19.00 Uhr gestattet. 
  

(4) Das Einbringen von gewerblichem Recyclingab-
fall in Sammelbehälter, die in den Anlagen oder 
auf den Verkehrsflächen aufgestellt sind, ist ver-
boten. 
  

(5) Die Standorte der Sammelbehälter dürfen nicht 
verunreinigt werden. Insbesondere dürfen dort 
keine Behältnisse, kein Sammelgut und kein Un-
rat wie Dosen, Glas, Sperrmüll oder dergleichen 
abgelagert werden. 
  

(6) Es ist verboten, die auf Straßen und in Anlagen 
zum Entleeren bereitgestellten Abfallbehälter, die 
zur Abholung abgestellten Müllsäcke und das zur 
Abholung bereitgestellte Sperrgut zu durchsu-
chen. Nicht von der Sperrmüllabfuhr mitgenom-
mene Gegenstände müssen umgehend, spätes-
tens jedoch bis zum Einbruch der Dunkelheit von 
der Straße entfernt werden. 
  

(7) Abfallgefäße aller Art, in denen Haushaltsabfälle 
oder Abfälle aus Gewerbebetrieben abgelagert 
werden, sind auf Grundstücken so abzustellen, 
dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt wird. Insbesondere müssen die Abfallge-
fäße an schattigen Plätzen aufgestellt werden 
und mit dicht schließenden Deckeln versehen 
sein. Sie sind stets geschlossen zu halten, damit 
Bewohner der Grundstücke und Bewohner von 
Nachbargrundstücken nicht durch Gerüche, Flie-
gen oder sonstige Schädlinge belästigt werden. 
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§ 6 
Sauberkeit an Verkaufsstätten 
  
(1) Firmen und Personen, die auf Verkehrsflächen 

und in den Anlagen einen Verkaufsstand oder 
einen Kiosk betreiben, haben in eigener Verant-
wortung ausreichend Abfallbehälter aufzustellen 
und für deren regelmäßige Leerung zu sorgen 
(nach Bedarf, spätestens zum Ladenschluss). 
Die Forderung trifft auch für Lebensmittelgeschäf-
te zu, soweit sie Waren zum Sofortverzehr mit 
Wegwerfpackung (z. B. verpacktes Eis, Papptel-
ler u. ä.) in ihrem Sortiment führen. 
  

(2) Die an den Geschäften bzw. Ständen gelegenen 
Flächen sind während ihrer Nutzung sauberzu-
halten sowie nach Ladenschluss bei Notwendig-
keit sofort zu reinigen. Verantwortlich für die 
Durchsetzung ist der jeweilige Gewerbetreiben-
de.  

(3) Die Pflicht zur Sauberhaltung trifft auch denjeni-
gen, der in Ausübung eines Rechts oder einer 
Befugnis die in Absatz 1 genannten Waren ver-
kauft oder abgibt. 

    
§ 7 
Reinigen und Reparieren von Kraftfahrzeugen 
  
  
(1) Das Reinigen und Waschen von Kraftfahrzeugen 

und anderen Gegenständen, insbesondere das 
Reinigen oder Absprühen von Motoren, der Un-
terseite von Kraftfahrzeugen oder sonstiger öliger 
Gegenstände sowie die Vornahme eines Öl-
wechsels ist auf Verkehrsflächen und in den An-
lagen verboten. Das Waschen von Fahrzeugen 
auf privaten Grundstücken ist auch untersagt, 
soweit die Abwässer auf Verkehrsflächen oder 
Anlagen oder über die Niederschlagswasserka-
nalisation in ein Gewässer gelangen können. 
  

(2) Es ist untersagt, Fahrzeuge auf Straßen und in 
den Anlagen zu reparieren bzw. auszubessern. 
Reparaturen zur Beseitigung unvorhergesehener 
Pannen, die die Fahrtüchtigkeit des Fahrzeuges 
beeinträchtigen, sind jedoch zulässig. 
  

(3) Das Waschen und Abspülen von Fahrzeugen mit 
Wasser an Wasserläufen oder stehenden Ge-
wässern ist verboten. 

    
§ 8 
Aufstellen von Wohnwagen, Zelten u. ä. Wohngele-
genheiten 
  
(1) Wer als Eigentümer oder Besitzer eines Grund-

stücks außerhalb genehmigter Camping- und 
Zeltplätze die dauernde oder vorübergehende 
Niederlassung von Personen in fahrbaren oder 
nicht fahrbaren Wohnwagen, Zelten, Hütten oder 
anderen nicht fest mit dem Erdboden verbunde-
nen Wohngelegenheiten auf seinem Grundstück 
zulassen will, bedarf hierzu der Erlaubnis der 
Stadt. 
  

 
 
 

 
(2) Eigentümer oder Besitzer von in Abs. 1 genann-

ten Wohngelegenheiten dürfen das Grundstück 
erst dann entsprechend benutzen, wenn ihnen 
die Erlaubnis nach Abs. 1 vorgelegt worden ist. 
  

(3) In den Anlagen ist das Ab- und Aufstellen der in 
Abs. 1 genannten Wohngelegenheiten untersagt. 
  

§ 9 
Wasser und Eisglätte und Eiszapfen 
  
(1) Wasser darf nicht in die Straßenentwässerung 

geschüttet werden, wenn es nicht ungehindert 
abfließen kann; bei Frostwetter auch dann nicht, 
wenn hierdurch Glätte entsteht. 
  

(2) Eisflächen aller Gewässer dürfen nur betreten 
und befahren werden, wenn sie durch die Stadt 
dafür freigegeben worden sind. 
  

(3) Schneeüberhang und Eiszapfen an Gebäuden, 
durch die Verkehrsteilnehmer auf Straßen oder 
öffentlichen Anlagen gefährdet werden können, 
müssen unverzüglich durch den Eigentümer oder 
andere Berechtigte beseitigt werden. 

    
§ 10 
Einrichtungen für öffentliche Zwecke 
  
Hydranten, Schieber, Armaturen, Revisions- und Kanal-
schächte und ähnliche Einrichtungen für die Wasserver- 
und Abwasserentsorgung, Löschwasserentnahmestellen, 
Schaltschränke, Transformations- und Reglerstationen 
sowie Einrichtungen wie Vermessungspunkte, Hinweis-
schilder auf Gas, Wasser-, Fernwärme-, Post- und 
Stromleitungen sowie Entwässerungsanlagen dürfen 
nicht beschädigt, geändert, verdeckt, beseitigt, unzu-
gänglich oder für ihre Zwecke unbrauchbar gemacht 
werden. Insbesondere ist es verboten, Hydranten für die 
Löschwasserentnahme zu verdecken, zu verstellen bzw. 
ihre Gebrauchsfähigkeit sonst wie zu beeinträchtigen. 
Dies trifft insbesondere auch für öffentliche Abfallbehälter 
(Papierkörbe) und Wertstoffsammelbehälter zu, sofern 
dadurch deren sachgemäße Füllung und termingerechte 
Leerung nicht mehr möglich ist. 
  
§ 11 
Schutzvorkehrungen 
  
(1) Bei allen Arbeiten an Gebäuden und für alle 

sonstigen Fälle, in denen Gegenstände herabfal-
len können, sind geeignete Schutzvorkehrungen 
zu treffen, damit nicht Personen verletzt oder Sa-
chen beschädigt werden können. 
  

(2) Blumentöpfe und -kästen sind gegen Herabstür-
zen zu sichern. 
  

(3) Grundstückseinfriedigungen müssen so herge-
stellt und unterhalten werden, dass sie niemand 
behindern oder gefährden. Insbesondere dürfen 
Stacheldraht, Nägel und andere scharfe oder 
spitze Gegenstände an den Einfriedigungen nicht 
so angebracht werden, dass sie Personen verlet-
zen oder Sachen beschädigen können. 
  

 
 



306 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
(4) Frisch gestrichene Gegenstände und Flächen an 

Straßen und Anlagen sind durch auffallende Hin-
weise kenntlich zu machen. 
  

(5) Unabhängig vom Erfordernis einer Sondernut-
zungserlaubnis oder Bauerlaubnis sind Fahnen, 
Schriftbänder, Girlanden und dergleichen so an-
zubringen, dass sie Freileitungen und andere 
Gegenstände, die öffentlichen Zwecken dienen 
(z. B. Einrichtungen zur Sicherung und Lenkung 
des Verkehrs, Straßenbeleuchtungskörper), nicht 
verdecken und den Straßenverkehr nicht gefähr-
den. 

    
§ 12 
Hausnummern 
  
(1) Jedes Haus ist vom Eigentümer oder Nutzungs-

berechtigten auf eigene Kosten mit der dem 
Grundstück zugeteilten Hausnummer zu verse-
hen; die Hausnummer muss von der Straße gut 
erkennbar sein und lesbar erhalten werden. 
  

(2) Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem 
Haupteingang deutlich sichtbar anzubringen. 
Liegt der Haupteingang nicht an der Straßensei-
te, so ist sie an der zur Straße gelegenen Haus-
wand oder Einfriedigung des Grundstücks, und 
zwar an der dem Haupteingang nächstliegenden 
Hauswand, anzubringen. Ist ein Vorgarten vor-
handen, der das Wohngebäude zur Straße hin 
verdeckt oder die Hausnummer nicht erkennen 
lässt, so ist sie an der Einfriedigung neben dem 
Eingangstor bzw. der Eingangstür zu befestigen, 
ggf. separat anzubringen. 
  

(3) Bei Umnummerierungen darf die alte Hausnum-
mer während einer Übergangszeit von einem 
Jahr nicht entfernt werden. Sie ist mit roter Farbe 
so durchzustreichen, dass die alte Nummer noch 
deutlich lesbar bleibt.  

    
§ 13 
Tiere 
 
(1) Tierhalter haben dafür zu sorgen, dass die Tiere 

Personen nicht gefährden, anderen Tieren keinen 
Schaden zufügen, Sachen nicht beschädigen 
sowie Verkehrsflächen und Anlagen nicht be-
schmutzen. Das Gleiche gilt für Personen, die, 
ohne selbst Tierhalter zu sein, Tiere mit sich füh-
ren.  
  

(2) Auf den Verkehrsflächen und in den Anlagen in-
nerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile 
sind Hunde nur von aufsichtsfähigen Personen 
angeleint auszuführen. 
  

(3) Wer auf Verkehrsflächen oder in den Anlagen 
Tiere, insbesondere Pferde und Hunde, mit sich 
führt, hat die durch die Tiere verursachten Verun-
reinigungen unverzüglich und schadlos zu besei-
tigen. 
  

(4) Es ist verboten, verwilderte Haustauben, Wild-
tauben und wildlebende Katzen zielgerecht oder 
gezielt zu füttern. 
  

 
(5) Wer Hunde auf Grundstücken außerhalb von 

Zwingern hält, hat dafür zu sorgen, dass sie die 
Einfriedigungen nicht überspringen oder das 
Grundstück ohne Aufsicht nicht verlassen kön-
nen. 

    
§ 14 
Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr 
  
(1) Die Reinigung und Entleerung der Grundstücks-

entwässerungsanlagen, der Abortgruben, der 
Schlammfänger für Wirtschaftsabwässer, der 
Dunggruben sowie aller anderen Gruben, die ge-
sundheitsschädliche oder übel riechende Stoffe 
aufnehmen, ist unter Beachtung der Vorschriften 
des Landes-Immissionsschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen so vorzunehmen, dass schädli-
che Umwelteinwirkungen vermieden werden, so-
weit dies nach den Umständen des Einzelfalls 
möglich und zumutbar ist. 
  

(2) Übel Riechende und Ekel erregende Fäkalien, 
Jauche, Gülle sowie Klärschlämme dürfen nur in 
dichten und verschlossenen Behältern befördert 
werden. Soweit sie nicht in geschlossenen Behäl-
tern befördert werden können, ist das Beförde-
rungsgut vollständig abzudecken, um Geruchs-
verbreitung zu verhindern. Eine Verunreinigung 
der Verkehrsflächen muss ausgeschlossen sein. 
  

§ 15 
Brauchtumsfeuer 
  
(1) Brauchtumsfeuer sind vor ihrer Durchführung bei 

der örtlichen Ordnungsbehörde anzuzeigen. 
Brauchtumsfeuer sind Feuer, deren Zweck nicht 
darauf gerichtet ist, pflanzliche Abfälle durch 
schlichtes Verbrennen zu beseitigen. Brauch-
tumsfeuer dienen der Brauchtumspflege und sind 
dadurch gekennzeichnet, dass eine in der Orts-
gemeinschaft verankerte Glaubensgemeinschaft, 
Organisation oder ein Verein das Feuer unter 
dem Gesichtspunkt der Brauchtumspflege aus-
richtet und das Feuer im Rahmen einer öffentli-
chen Veranstaltung für jedermann zugänglich ist. 
Hierzu gehören insbesondere Osterfeuer. 
  

(2) Die Anzeige des Brauchtumsfeuers muss folgen-
de Angaben enthalten: 
  

  1. Name und Anschrift der verantwortliche(n) 
Person(en), die das Brauchtumsfeuer 
durchführen möchten, 

  2. Alter der verantwortlichen Person(en), die 
das Brauchtumsfeuer beaufsichtigt(en), 

  3. Beschreibung des Ortes, wo das Brauch-
tumsfeuer stattfinden soll, 

  4. Entfernung des Brauchtumsfeuers zu bau-
lichen Anlagen und zu öffentlichen Ver-
kehrsanlagen, 

  5. Höhe des zu verbrennenden, aufgeschich-
teten Pflanzenmaterials, 

  6. getroffene Vorkehrungen zur Gefahrenab-
wehr (z. B. Feuerlöscher, Handy für Not-
ruf). 
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(3) Im Rahmen sog. Brauchtumsfeuer dürfen nur un-

behandeltes Holz, Baum- und Strauchschnitt so-
wie sonstige Pflanzenreste verbrannt werden. 
Das Verbrennen von beschichtetem / behandel-
tem Holz (hierunter fallen auch behandelte Palet-
ten, Schalbretter, usw.) und sonstigen Abfällen (z. 
B. Altreifen) ist verboten. Andere Stoffe, insbe-
sondere Mineralöle, Mineralölprodukte oder ande-
re Abfälle dürfen weder zum Anzünden noch zur 
Unterhaltung des Feuers genutzt werden. Die 
Feuerstelle darf nicht lange Zeit vor dem Anzün-
den aufgeschichtet werden, damit Tiere hierin 
keinen Unterschlupf suchen können und dadurch 
vor dem Verbrennen geschützt werden. 
  

(4) Das Brauchtumsfeuer muss ständig von zwei 
Personen, davon eine über 18 Jahre alt, beauf-
sichtigt werden. Diese Personen dürfen den 
Verbrennungsplatz erst dann verlassen, wenn 
das Feuer und die Glut erloschen sind. Das Feuer 
darf bei starkem Wind nicht angezündet werden. 
Das Feuer ist bei einem aufkommenden starken 
Wind unverzüglich zu löschen. 
  

(5) Das Feuer muss folgende Mindestabstände ein-
halten: 
  
1. mindestens 100 m von zum Aufenthalt von 

Menschen bestimmten Gebäuden, 
2. 25 m von sonstigen baulichen Anlagen, 
3. 50 m Abstand von öffentlichen Verkehrsflä-

chen, 
4. 10 m Abstand von befestigten Wirtschaftswe-

gen. 
  

  Wird das Brauchtumsfeuer in einem Umkreis von 
einem 4 km Radius um einen Flughafenbezugs-
punkt sowie innerhalb eines Abstandes von 1,5 
km von Landeplätzen und Segelfluggeländen 
verbrannt, so ist zu beachten, dass das Feuer nur 
mit Einwilligung der Luftaufsicht oder Flugleitung 
verbrannt werden darf. 
  

(6) Die Stadt kann dem Veranstalter jederzeit Aufla-
gen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwir-
kungen oder gegen allgemeine Gefahren, die 
vom Abbrennplatz ausgehen können, erteilen. 
  

(7) Die Ausnahmegenehmigung nach § 18 ersetzt 
nicht die notwendige Zustimmung des Grund-
stückseigentümers oder Besitzers. 
  

(8) Andere Bestimmungen (z. B. die Bestimmungen 
für das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen) 
nach denen offene Feuer im Freien gestattet oder 
verboten sind, bleiben unberührt. 

    
§ 16 
Lärmbekämpfung 
  
(1) Vor Krankenhäusern, vor Alten- und Pflegehei-

men, vor Kirchen während des Gottesdienstes 
sowie vor Schulen während des Unterrichts sind 
laute Spiele und anderer vermeidbarer Lärm ver-
boten. 
  

 
 

 
(2) Auf Wohngrundstücken sind Tätigkeiten, die mit 

besonderer Lärmentwicklung verbunden sind (z. 
B. Ausklopfen von Teppichen, Matratzen, Läu-
fern, Zerkleinern von Holz, Hämmern, Sägen, 
Bohren, Schleifen, Fräsen, Schreddern) nur an 
Werktagen von 8.00 bis 13.00 Uhr und von 15.00 
bis 19.00 Uhr gestattet.  

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf land- und 
forstwirtschaftliche sowie gewerbliche Tätigkei-
ten.  

    
§ 17 
Ausnahmen vom Schutz der Nachtruhe 
   
  (1) Von dem Verbot der Betätigungen, die die 

Nachtruhe (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) zu stören 
geeignet sind, werden gem. § 9 Abs. 3 und § 
10 Abs. 4 LImschG NRW folgende Ausnah-
men allgemein zugelassen:  

  1. für die Nacht vom 31. Dezember zum 1. Ja-
nuar bis 4.00 Uhr, 
  

  2. für das Schützenfest im Ortsteil Salzuflen 
für folgende Nächte:  
  

   - von Freitag auf Sonnabend bis 2.00 
Uhr, 

   - von Sonnabend auf Sonntag bis 
3.00 Uhr, 

   - von Sonntag auf Montag bis 2.00 
Uhr, 

      - von Montag auf Dienstag bis 2.00 
Uhr,  
  

  3. für das Schützenfest bzw. den Schützen-
ausmarsch im Ortsteil Schötmar für fol-
gende Nächte:  
  

   - von Freitag auf Sonnabend bis 
2.00 Uhr, 

   - von Sonnabend auf Sonntag bis 
3.00 Uhr, 

      - von Sonntag auf Montag bis 2.00 
Uhr,  
  

  4. für folgende Feste im Ortsteil Salzuflen: 
  

   - Orchideenschau, 
   - Frühjahrsmarkt, 
   - Salzsiederfest, 
   - Weinfest, 
   - September-/Oktoberfest (ggf. mit 

Sondertitel), 
   - Kurparkfest, 
   - Martinsfest, 
   - von Freitag auf Sonnabend und 

   - von Sonnabend auf Sonntag bis 1.00 
Uhr, 
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  5. für folgende Feste im Ortsteil Schötmar  

   - Winterfest (ggf. mit Sondertitel, z. 
Zt. Winterwelt), 

   - Frühjahrsmarkt (ggf. mit Sonderti-
tel. z Zt. Bauernmarkt bzw. Auto-
meile), 

   - Schloss-Parkfest (ggf. mit Sonder-
titel, z. Zt. Parkvergnügen), 

   - Kiliansfest (ggf. mit Sondertitel), 
   - Herbstmarkt (ggf. mit Sondertitel, 

z. Zt. Kaufrausch), 
   - von Freitag auf Sonnabend und  
   - von Sonnabend auf Sonntag bis 1.00 

Uhr,  
  

  6. für Zeltfeste der ortsansässigen Vereine in 
den einzelnen Ortsteilen für folgende Näch-
te:  

   - von Freitag auf Sonnabend bis 2.00 
Uhr,  

   - von Sonnabend auf Sonntag bis 2.00 
Uhr,  
  

  7. für Volksfeste im Sinne des § 60b Gewerbe-
ordnung  

   - von Freitag auf Sonnabend bis 2.00 
Uhr,  

   - von Sonnabend auf Sonntag bis 2.00 
Uhr, 
  

  8. für eine "Open Air-Veranstaltung" im Freibad 
im Ortsteil Salzuflen oder an einer anderen 
geeigneten Stelle für folgende Nächte:  

   - von Freitag auf Sonnabend bis 2.00 
Uhr, 

   - von Sonnabend auf Sonntag bis 2.00 
Uhr,  
  

  9. für musikalische und kulturelle Veranstaltun-
gen auf dem Salzhof (Ortsteil Salzuflen) bzw. 
im Schlosspark (Ortsteil Schötmar) in der 
Zeit vom 1. Mai bis 31. Oktober eines jeden 
Jahres an Werktagen und sonntags bis 
24.00 Uhr.  

(2) Die Ausnahmen nach Absatz 1 Ziff. 2. bis 9. be-
ziehen sich nur auf den jeweiligen Fest- bzw. Ver-
anstaltungsplatz.  

  
§ 18 
Erlaubnisse, Ausnahmen 

  
(1) Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Ver-

ordnung können nur in begründeten Einzelfällen 
oder durch Allgemeinverfügung gewährt werden. 
  

(2) Für die Erteilung einer Erlaubnis und für die Be-
willigung einer Ausnahme ist  die Stadt zuständig. 

    
§ 19 
Ordnungswidrigkeiten/Ordnungspflichtiger 
   
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 
  

 
 

 
  1. die Schutzpflichten hinsichtlich der Ver-

kehrsflächen und Anlagen gemäß § 3 der 
Verordnung verletzt, 
  

  2. das Verunreinigungsverbot gemäß § 4 Abs. 
1 und 2 der Verordnung verletzt, 
  

  3. die Bestimmungen über Papierkörbe, 
Sammelbehälter und Müllgefäße gemäß § 5 
der Verordnung verletzt, 
  

  4. die Bestimmung hinsichtlich der Sauberkeit 
an Verkaufsstätten gemäß § 6 der Verord-
nung verletzt, 
  

  5. das Reinigungs- und Reparaturverbot von 
Kraftfahrzeugen und anderen Gegenstän-
den gemäß § 7 der Verordnung verletzt, 
  

  6. entgegen § 8 Abs. 1 der Verordnung ohne 
Erlaubnis die dauernde oder vorüberge-
hende Niederlassung von Personen zu-
lässt, 
  

  7. entgegen § 8 Abs. 2 der Verordnung ein 
Grundstück benutzt, ohne sich die Erlaub-
nis nach § 8 Abs. 1 der Verordnung vorle-
gen zu lassen, 
  

  8. entgegen § 8 Abs. 3 der Verordnung in den 
Anlagen Wohngelegenheiten ab- oder auf-
stellt, 
  

  9. die Bestimmung hinsichtlich des Wassers 
und des Frostwetters gemäß § 9 der Ver-
ordnung verletzt, 
  

  10. die Bestimmungen der Einrichtungen für 
öffentliche Zwecke gemäß § 10 der Verord-
nung verletzt, 
  

  11. die Schutzvorkehrungspflicht gemäß § 11 
der Verordnung verletzt, 
  

  12. die Hausnummerierungspflicht gemäß § 12 
der Verordnung verletzt, 
  

  13. die Bestimmungen über das Halten und Mit-
führen von Tieren gemäß § 13 der Verord-
nung verletzt. 
  

(2) Ordnungswidrig gemäß § 17 Landes-
Immissionsschutzgesetz handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
  

  1. die Verpflichtung hinsichtlich der Fäkalien-, 
Dung- und Klärschlammabfuhr gemäß § 14 
der Verordnung verletzt, 
  

  2. die Bestimmungen über das Abbrennen ei-
nes Brauchtumsfeuer gemäß § 15 der Ver-
ordnung verletzt, 
  

  3. entgegen § 16 Abs. 1 der Verordnung ver-
meidbaren Lärm verursacht, 
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  4. außerhalb der in § 16 Abs. 2 der Verord-

nung zugelassenen Zeiten lärmverursa-
chende Tätigkeiten ausübt, 
  

  5. der Ausnahmeregelung des § 17 der Ver-
ordnung zuwiderhandelt.  
  

(3) Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verord-
nung können mit einer Geldbuße nach den Be-
stimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten (OWiG) in der Bekanntmachung der Neu-
fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) 
geahndet werden, soweit sie nicht nach Bundes- 
oder Landesrecht mit Strafen oder Geldbußen 
bedroht sind. 
  

(4) Wer für Zuwiderhandlungen i. S. d. Verordnung 
verantwortlich ist, hat den ordnungsgemäßen Zu-
stand unverzüglich wiederherzustellen. 

    
§ 20 
Inkrafttreten 

   
 Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag 

ihrer Verkündung im Kreisblatt, Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden, 
in Kraft. 

 
Ausgefertigt: 
Bad Salzuflen, den 30. Mai 2011 
Stadt Bad Salzuflen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
gez. 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
" Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 30. Mai 2011 
Stadt Bad Salzuflen 
 
Der Bürgermeister 
  
  
 gez. (LS) 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
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Stadt Blomberg 
 
197 Hebesatzung zur Festsetzung der Realsteuer-

hebesätze der Stadt Blomberg für das Haus-
haltsjahr 2011 vom 31.05.2011 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 und 77 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666 / SGV NRW 2023), des § 16 des Gewerbe-
steuergesetzes vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167) 
und des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07. August 
1973 (BGBl. I S. 965), jeweils in der derzeit gültigen Fas-
sung, hat der Rat der Stadt Blomberg in seiner Sitzung am 
30.05.2011 –in Abänderung der Festsetzungen in der 
Haushaltssatzung für das Jahr 2011- folgende Hebesatz-
satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Stadt Blomberg erhebt 
 
a) nach den Vorschriften des Grundsteuergesetzes eine 

Grundsteuer auf den in ihrem Gebiet gelegenen Grund-
besitz, 

b) nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes ei-
ne Gewerbesteuer. 

 
§ 2 

Hebesätze 
 
Die Steuerhebesätze für die Grundsteuern und für die Ge-
werbesteuer werden für das Haushaltsjahr 2011 wie folgt 
festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A) auf 209 v.H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 413 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf  411 v.H. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Hebesatzsatzung zur Festsetzung der Real-
steuerhebesätze der Stadt Blomberg für das Haushaltsjahr 
2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

 
 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
32825 Blomberg, den 31.05.2011 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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Stadt Detmold 
 
198 Satzung über die Anordnung einer Verände-

rungssperre für den Bereich des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanes 01-30/20 „Rosen-
tal/ Lange Straße“, Ortsteil: Detmold Nord, Plan-
gebiet: zwischen Theaterplatz, Rosental, Lange 
Straße und Bahnlinie Herford Altenbeken, vom 
30.05.2011. 

 
Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Gesetz vom 
21.07.2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist, i. V. m. 
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), die 
zuletzt durch Gesetz vom 21.12.2010 (GV NRW S. 688) 
geändert worden ist, hat der Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 26.05.2011 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Für den Bereich des gem. Beschluss des Rates vom 
26.06.1997 in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 
 
01-30/20 „Rosental/Lange Straße“ 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: zwischen Theaterplatz, Rosental, 

Lange Straße und Bahnlinie 
Herford-Altenbeken 

 
wird zur Sicherung der beabsichtigten Planung eine 
Veränderungssperre angeordnet. 
Das von der Veränderungssperre betroffene Gebiet ist in 
dem zu dieser Satzung gehörenden Flurkartenauszug 
verbindlich festgelegt. 
Die Satzung mit dem Flurkartenauszug wird ab dem Tage 
der Bekanntmachung zu jedermanns Einsicht im 
Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Rosental 21, 1. Etage, 
Hintergebäude, bereitgehalten. 
 

§ 2 
In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet 
dürfen 
a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt 

oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden 
b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 

Veränderungen von Grundstücken oder baulichen 
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht 
vorgenommen werden. 

Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, kann von der Veränderungssperre eine 
Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über die 
Ausnahme trifft die Baugenehmigungsbehörde im 
Einvernehmen mit der Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der 
Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, 
Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren 
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
hätte begonnen werden dürfen, sowie 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre 
nicht berührt. 
 

§ 4 
Die Veränderungssperre tritt mit dem auf die ortsübliche 
Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. Sie tritt nach 
Ablauf von zwei Jahren nach ihrer Bekanntmachung am 
10.06.2013 außer Kraft sofern sie nicht vorher verlängert 
wird. Sie tritt auf jeden Fall mit der Rechtskraft des in § 1 
genannten Bebauungsplanverfahrens außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Gemäß § 16 Baugesetzbuch (BauGB) wird die 
vorstehende Satzung über die Anordnung einer 
Veränderungssperre für den Bereich des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanes 
 
01-30/20 „Rosental/Lange Straße“, Neuaufstellung 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: zwischen Theaterplatz, Rosental, 

Lange Straße und Bahnlinie 
Herford-Altenbeken 

 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die Anordnung 
der Veränderungssperre rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des in von der Veränderungssperre be-
troffenen Gebietes sind aus dem in dieser Bekanntma-
chung abgedruckten Lageplan ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die Grenzeinzeichnung im 
Flurkartenauszug verbindlich.  
 
Die Satzung mit dem Flurkartenauszug wird vom Tage der 
Bekanntmachung an bei der Stadt Detmold, Fachbereich 
Stadtentwicklung, Ferdinand-Brune-Haus, Rosental 21, 1. 
Etage, Hintergebäude, zu jedermanns Einsicht bereitgehal-
ten. 
 
Hinweise 
 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB 
über die form- und fristgemäße Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-
nachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 BauGB 
und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendma-
chung wird hingewiesen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 30.05.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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199 Hinweis auf die Veröffentlichung zur Änderung 

der Satzung des Abfallwirtschaftsverbandes 
 
Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 26.04.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Detmold, den 03.06.2011 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 7 
Im Auftrag 
 
 
Mühlenhoff 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 

Gemeinde Extertal 
 
200 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 
 
Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 26.04. 2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
  
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Extertal, den 25.05.2011 
 
 
(Horst Kortemeier) 
Vertreter im Amt 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
201 Bebauungsplan Nr. 03/14 der Gemeinde Extertal, 

OT Bösingfeld, für das Gebiet „Raiffeisenmarkt“ 
 
Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a (Bebauungsplan der Innenentwick-
lung) 
 
Festsetzung eines Sondergebietes „Großflächiger Einzel-
handel“ (Landwirtschaftlicher Fachmarkt) gemäß  
§ 11 Abs. 3 BauNVO  
 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
19.05.2011 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Raiffeisenmarkt“, beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Raiffeisenmarkt“, geht aus der als Anlage beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
 
Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Raiffeisenmarkt“, ist die Festsetzung eines Sonderge-
bietes „Großflächiger Einzelhandel“ (Landwirtschaftlicher 
Fachmarkt) gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO  für das Grund-
stück Gemarkung Bösingfeld, Flur 10, Flurstück 1390. Mit 
der Aufstellung des in Rede stehenden Bebauungsplanes 
soll ein am Standort seit unvordenklicher Zeit vorhandener 
landwirtschaftlicher Fachmarkt bauplanungsrechtlich gesi-
chert und Möglichkeiten der Erweiterung der Verkaufsflä-
chen eröffnet werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Verfahren der Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 03/14 der Gemeinde 
Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Raiffeisenmarkt“, 
im beschleunigten Verfahren nach den Regelungen des 
§ 13a BauGB durchgeführt wird. In diesem Verfahren wird 
von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, abgesehen. Zudem wird die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nur nach den Form- und Ver-
fahrensvorschriften des § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt 
(„förmliche“ Beteiligung der Öffentlichkeit), d. h. dass ein 
Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB entfällt. 
 
Der Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Raiffeisenmarkt“ wird hiermit gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
Extertal, den 27.Mai 2011 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
Az.: FG II.1 / Da 
 
In Vertretung 
 
 
Horst Kortemeier 
(als allgemeiner Vertreter  
des Bürgermeisters) 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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202 Bebauungsplan Nr. 03/14 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Raiffeisen-
markt“ 

 
Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a (Bebauungsplan der Innenentwick-
lung) 
 
Festsetzung eines Sondergebietes „Großflächiger Einzel-
handel“ (Landwirtschaftlicher Fachmarkt) gemäß  
§ 11 Abs. 3 BauNVO 
 
Öffentliche Auslegung des Planentwurfes gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
19.05 2011 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Raiffeisenmarkt“, beschlossen und über den Entwurf 
des Bebauungsplanes das Verfahren der Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Raiffeisenmarkt“, geht aus der als Anlage beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Raiffeisenmarkt“, ist die Festsetzung eines Sonderge-
bietes „Großflächiger Einzelhandel“ (Landwirtschaftlicher 
Fachmarkt) gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO für das Grund-
stück Gemarkung Bösingfeld, Flur 10, Flurstück 1390. 
 
Mit der Aufstellung des in Rede stehenden Bebauungspla-
nes soll ein am Standort seit unvordenklicher Zeit vorhan-
dener landwirtschaftlicher Fachmarkt bauplanungsrechtlich 
gesichert und Möglichkeiten der Erweiterung der Verkaufs-
flächen eröffnet werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Verfahren der Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 03/14 der Gemeinde 
Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Raiffeisenmarkt“, 
im beschleunigten Verfahren nach den Regelungen des 
§ 13a BauGB durchgeführt wird. In diesem Verfahren wird 
von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, abgesehen. Zudem wird die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nur nach den Form- und Ver-
fahrensvorschriften des § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt 
(„förmliche“ Beteiligung der Öffentlichkeit), d. h. dass ein 
Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB entfällt. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 03/14 der Gemein-
de Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Raiffeisen-
markt“, bestehend aus der Planfassung und der der Plan-
fassung beizufügenden Begründung, liegt in der Zeit vom  
 
20. Juni 2011 bis einschließlich 22. Juli 2011 
 
 
 
 
 
 

 
Im Rathaus drei der Gemeinde Extertal, Fachbereich 
„Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, Obergeschoss, 
Raum 13, zu folgenden Zeiten zu jedermanns Einsicht 
öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch 
07:30 – 12:30 Uhr und 13:30 – 16:00 Uhr 
Donnerstag 
07:30 – 12:30 Uhr und 13:30 – 17:00 Uhr 
Freitag 07:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
03/14 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Raiffeisenmarkt“, schriftlich oder zur Niederschrift vor-
getragen werden. Nicht fristgemäß abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Der Auslegungsort ist nicht barrierefrei zu erreichen. Auf 
Wunsch wird die Beteiligung aber auch in einem barriere-
frei zugänglichen Raum ermöglicht. Hierzu ist eine Kon-
taktaufnahme im Bürgerbüro, Erdgeschoss Rathaus drei, 
oder eine telefonische Terminabsprache unter der Telefon-
nummer 05262 402-215 möglich. 
 
Des Weiteren ist ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsge-
richtsordnung unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen 
geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können. 
 
Extertal, 27.05.2011 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister  
Az.: FG II.1 / Da 
 
In Vertretung 
 
 
Horst Kortemeier 
(als allgemeiner Vertreter  
des Bürgermeisters) 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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Stadt Lage 
 
203 Hinweis auf Bekanntmachung „ Auflösung der 

Gemeindschaftsgrundschule Billinghausen“ 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Bezirksregierung 
Detmold mit Verfügung vom 12. April 2011 die Beschlüsse 
des Rates der Stadt Lage vom 31. März 2011, wonach die 
 
auslaufende Auflösung der Gemeinschaftsgrundschule 
Billinghausen der Stadt Lage ab dem 1.8.2011 und die 
Bildung eines Grundschulverbunds mit dem Teilstand-
ort Müssen zum 1.8.2011 
 
gem. § 81 Abs 3 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW-SchulG) vom 
15.2.2005 (GV.NRW.S.102), zuletzt geändert durch das 
Vierte Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (4.Schulrechtsänderungsgesetz) 
vom 21.12.2010 (GV.NRW.2010 S.691), 
 
erfolgt, genehmigt hat. Der Wortlaut der Verfügung liegt zur 
Einsichtnahme  bei der Stadt Lage – Fachbereich 3 Schule, 
Sport, Kultur, Jugend und Soziales- Bergstraße 4, Zimmer 
101, 32791 Lage, aus. 
 
Lage, 5. Mai 2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
204 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 5 der 

Stadt Lage im Bereich der Gluckstraße (Be-
schleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB) 

 
hier:  Aufstellungsbeschluss vom 14.04.2011 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 14.04.2011 die 3. 
Änderung des Bebauungsplans G 5 der Stadt Lage, im Be-
reich der Gluckstraße und die Durchführung des erforderli-
chen Beteiligungsverfahrens beschlossen.  
 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan er-
sichtlich. Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Über-
sichtsplan mit einer schwarzen unterbrochenen Linie ein-
gegrenzt. Für die genaue Umgrenzung ist die in den aus-
liegenden Planunterlagen vorgenommene Grenzeintragung 
verbindlich. 
 
Nach § 13 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung eine Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll.  
 
 
 
 

 
Nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB wird auf eine frühzeitige Unterrichtung und Erörte-
rung im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB verzichtet. In Verbin-
dung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die Auslegung nach 
§ 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
Gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB wird hiermit bekannt 
gemacht, dass sich die Öffentlichkeit in der Zeit vom  
 

20. Juni 2011 bis einschließlich 20. Juli 2011 
 
während der Dienststunden im Fachteam Planen der Stadt 
Lage, Rathaus III, 32791 Lage, Lange Straße 67, 2. Ober-
geschoss, Zimmer 204, über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke und die wesentlichen Auswirkungen der Planände-
rung unterrichten und sich zu der Planung äußern kann. 
 
Während dieser Frist können Anregungen zu dem Entwurf 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der vorgenannten Aus-
legungsstelle vorgebracht werden. Nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs.2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage, 30. Mai 2011 
 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



318 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
205 Inkrafttreten der 79. Änderung des Flächen-

nutzungsplans der Stadt Lage 
 
Die 79. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt La-
ge ist von der Bezirksregierung in Detmold mit Verfügung 
vom 09.05.2011 - AZ.: 35.21.10-510/L. 134 - gemäß § 6 
Baugesetzbuch genehmigt worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Flä-
chennutzungsplanänderungsunterlage vorgenommene 
Grenzeintragung verbindlich.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches wird die vorstehende 
Erteilung der Genehmigung hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die  
 

79. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Lage  
zwischen Görlitzer Ring, Werre und  

Bahntrasse Lage – Bielefeld 
 
wirksam. 
 
Die 79. Flächennutzungsplanänderung wird mit der Be-
gründung und der zusammenfassenden Erklärung im 
Fachteam Planen der Stadt Lage, Rathaus III, 32791 Lage, 
Lange Straße 67, 2. Obergeschoss, zu jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 Abs. 

1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen Ver-
letzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
des Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Lage geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Eine Verletzung von Verfahrens- u. Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen GO NW beim Zustandekommen dieser Flä-
chennutzungsplanänderung kann gem. § 7 Abs. 6 GO 
NW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
b) diese Flächennutzungsplanänderung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
der Bürgermeister hat den Flächennutzungsplan-
änderungsbeschluss vorher beanstandet oder 

c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 31.05.2011 
 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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206 Anordnung der sofortigen Vollziehung des 

Ratsbeschlusses vom 31.03.2011 im Hinblick 
auf die schulorganisatorischen Entscheidun-
gen im Bereich der Grundschulen Billinghau-
sen, Hörste, Kachtenhausen und Müssen 

 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
24.05.2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Anordnung der sofortigen Vollziehung des Ratsbeschlus-
ses vom 31.03.2011 im Hinblick auf die schulorganisatori-
schen Entscheidungen im Bereich der Grundschulen Bil-
linghausen, Hörste, Kachtenhausen und Müssen 
 
1. Die sofortige Vollziehung des Ratsbeschlusses vom 

31.3.2011, mit dem die Grundschule Billinghausen 
zum 1.8.2011 auslaufend aufgelöst wird, wird im öf-
fentlichen  Interesse angeordnet. 

 
2. Die sofortige Vollziehung des Ratsbeschlusses vom 

31.3.2011, mit dem die Grundschule Müssen zum 
1.8.2011 aufgelöst wird und zugleich zum 1.8.2011 
ein Grundschulverbund gebildet wird durch Erweite-
rung der Grundschule Hörste (Hauptstandort) um ei-
nen Teilstandort Müssen, wird im öffentlichen Interes-
se angeordnet. 

 
Begründung: 
 
1. Die sofortige Vollziehung des Schulorganisationsak-

tes ist erforderlich, weil die auslaufende Auflösung der 
Grundschule Billinghausen ab 1.8.2011 auf eine als-
baldige Durchsetzung ausgerichtet und angewiesen 
ist. Die Maßnahme soll sicherstellen, dass angemes-
sene Klassen- und Schulgrößen im Bereich der Stadt 
Lage als zuständigem Schulträger gebildet werden 
können. Die beschlossene Schulschließung hat Aus-
wirkungen einerseits auf die verbleibenden Grund-
schulen in Hörste, Müssen und Kachtenhausen sowie 
andererseits auf die Rechtsbeziehungen zu den El-
tern, den Schülern und den Lehrkräften. Sie haben 
einen Anspruch darauf, verbindlich zu wissen, ob die 
beschlossenen Maßnahmen tatsächlich auch am 
1.8.2011 umgesetzt werden. Im Einzugsbereich der 
Grundschule Billinghausen sind 23 in diesem Jahr 
einzuschulende Kinder betroffen, von denen bereits 
16 Kinder zwischenzeitlich an anderen Grundschulen 
angemeldet worden sind. Für die Eltern und auch für 
die Schulen ist im Hinblick auf die Klassenbildung, die 
Lehrerausstattung und die Unterrichtsplanung eine 
Rechts- und Planungssicherheit erforderlich.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bei einer aufschiebenden Wirkung der Klagen wird 
der Beginn der schulorganisatorischen Maßnah-
men auf unbestimmte Zeit hinaus geschoben, da 
sich die Dauer der Klageverfahren, ggf. durch zwei 
Instanzen, nicht voraussehen lässt. Eine ord-
nungsgemäße Schulentwicklungsplanung wäre 
dadurch nahezu unmöglich. Dem gegenüber ha-
ben die Eltern, die die beschlossenen Maßnah-
men ablehnen durch den Sofortvollzug keine un-
angemessenen Nachteile hinzunehmen. Es ist si-
chergestellt, dass ihre Kinder eine Grundschule in 
zumutbarer Entfernung zum Wohnort besuchen 
können, da die verbleibenden Grundschulen bzw. 
Standorte in einem Umkreis von ca. 2 - 4 km zur 
Grundschule Billinghausen liegen. Auch diese El-
tern profitieren von der Planungssicherheit der 
Schulen, die durch einen verbindlichen Beginn der 
Maßnahmen entsteht. 

 
2. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist auch 

für beide Ratbeschlüsse erforderlich, da sie in ei-
nem engen sachlichen Zusammenhang stehen 
(schulorganisatorische Entscheidungen für den 
Gesamtbereich Billinghausen, Hörste, Kachten-
hausen und Müssen). Die Grundschulen Müssen 
und Hörste liegen nur wenige Kilometer von der 
Grundschule Billinghausen entfernt und können 
zur Aufnahme von Schüler/innen aus der aufzulö-
senden Schule Billinghausen dienen. Sie ist ein-
zügig und kann daher nur als Teilstandort geführt 
werden. Da die Grundschule Müssen z.Zt. nur 
kommissarisch geleitet wird, ist durch den Grund-
schulverbund eine dauerhaft ordnungsgemäße 
Schulleitung gewährleistet. Dadurch ist auch die 
pädagogische Qualität, die Kontinuität in der schu-
lischen Arbeit und die Weiterentwicklung der 
Schule gesichert. Dies dient dem Interesse aller 
Beteiligten. 

 
 Im Übrigen lassen sich auch nur durch den Grund-

schulverbund die Vorgaben zu den angemesse-
nen Schul- und Klassengrößen erfüllen. 

 Dem gegenüber entstehen für Eltern und Schüler, 
die den Grundschulverbund ablehnen, durch den 
Sofortvollzug keine erkennbaren Nachteile. Sie 
profitieren ebenfalls von den zuvor dargelegten 
Vorteilen der schulorganisatorischen Maßnahmen. 

 
 Aus den genannten Gründen ist daher die Anord-

nung der sofortigen Vollziehung beider Beschlüs-
se im öffentlichen Interesse erforderlich.  

 
Lage, 24. Mai 2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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207 Eintragung in die Denkmalliste der Stadt Lage 

gem. § 3 des Gesetzes zum Schutz und zur 
Pflege der Denkmäler des Landes Nordrhein-
Westfalen (Denkmalschutzgesetz – DSchG) 

 
In die Denkmalliste der Stadt Lage – Listenteil A – ist fol-
gendes Objekt gem. § 3 des nordrhein-westfälischen 
Denkmalschutzgesetzes unter folgendem Datum eingetra-
gen worden: 
 
lfd. Nr. Datum  Gebäude 
 
76 16.05.2011 Kriegerehrenmal Heiden,  
   Bentruper Straße/ 

Trophagener Straße 
   32791 Lage – Heiden 
 
Lage, den 16. Mai 2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alte Hansestadt Lemgo 
 
208 1. Änderung der Ordnungsbehördlichen Ver-

ordnung zur Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Al-
ten Hansestadt Lemgo vom 15. März 2005 

 
Aufgrund der §§ 27 und 31 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehörden-
gesetz (OBG) – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 1980 (GV NW S. 528) in der z.Z. geltenden Fas-
sung und der § § 7, 9 und 10 des Gesetzes zum Schutz vor 
Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen Umwelt-
einwirkungen (Landesimmissionsschutzgesetz –LImschG) 
i.d. Fassung vom 04. Mai 2004 (GV NRW S. 229), nach 
Zustimmung durch die Bezirksregierung in Detmold vom 
06.01.2005 zu den §§ 9 und 10, wird gem. Beschluss des 
Rates vom 09. Mai 2011 von der Stadt Lemgo als örtliche 
Ordnungsbehörde folgende Änderung der Ordnungsbe-
hördlichen Verordnung vom 15. März 2005 für das Gebiet 
der Stadt Lemgo erlassen: 
 
Die Präambel erhält folgenden Wortlaut: 
 
„Aufgrund der §§ 27 und 31 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehörden-
gesetz (OBG) – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 1980 (GV NW S. 528) in der z.Z. geltenden Fas-
sung und der § § 7, 9 und 10 des Gesetzes zum Schutz vor 
Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen Umwelt-
einwirkungen (Landesimmissionsschutzgesetz –LImschG) 
i.d. Fassung vom 04. Mai 2004 (GV NRW S. 229), nach 
Zustimmung durch die Bezirksregierung in Detmold vom 
06.01.2005 zu den §§ 9 und 10, wird von der Stadt Lemgo 
als örtliche Ordnungsbehörde gem. Beschluss des Rates 
vom 15. März 2005 für das Gebiet der Stadt Lemgo folgen-
de Verordnung erlassen:“ 
 
Einfügen des § 5a   
 
Die Bestimmung erhält folgenden Wortlaut: 
 

§ 5a 
Katzen 

 
(1) Katzenhalter/innen, die ihrer Katze Zugang ins 

Freie gewähren, haben diese zuvor von einem 
Tierarzt kastrieren und mittels Tätowierung oder 
Mikrochip kennzeichnen zu lassen. Dieses gilt 
nicht für weniger als 5 Monate alte Katzen. 
 
Als Katzenhalter/in im vorstehenden Sinne gilt 
auch, wer freilaufenden Katzen regelmäßig Futter 
zur Verfügung stellt. 

 
(2) Für die Zucht von Rassekatzen können auf Antrag 

Ausnahmen von der Kastrationspflicht zugelassen 
werden, sofern eine Kontrolle und Versorgung der 
Nachzucht glaubhaft dargelegt wird. Im Übrigen 
bleibt § 11 unberührt. 

 
Einfügen in § 12 Abs. 1 
 
4a. das Kastrations- und Kennzeichnungsgebot für freilau-
fende Katzen 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 1. Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Alten Hansestadt Lemgo vom 15. März 
2005 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch das Gestz vom 
09. Oktober 2007 (GV NRW vom 16.10.2007, S. 380), 
beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 16.05.2011 
 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Der Bürgermeister 
(Dr. Austermann) 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
209 Vorhaben Hochwasserschutz und ökologische 

Verbesserung der Bega im Stadtgebiet Lemgo 
 
Durch Beschluss des Landrates des Kreises Lippe – Fach-
bereich 4 Umwelt – in Detmold vom 11.05.2011, AZ.: 4.3-
66 38 22-11/23, ist der Plan für das Vorhaben 
 
Hochwasserschutz und ökologische Verbesserung der Be-
ga im Stadtgebiet Lemgo durch naturnahen Ausbau der 
Bega zwischen Gewässerstation 15+854 km und 17+457 
km (1. Planabschnitt der Gesamtmaßnahme) 
 
gemäß 
 
- §§ 68-71 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaus-

halts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in der 
z. Zt. gültigen Fassung, 

 
- §§ 100-104, 136, 138 des Wassergesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz NRW 
– LWG) vom 25.06.1995 (GV NRW. S. 926) in der Z. Zt. 
Gültigen Fassung, 

 
 
 
 
 

 
- § 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung im Lande Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) vom 
29.04.1992 (GV NW S. 175) in der z. Zt. gültigen Fas-
sung in Verbindung mit dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94) in der z. Zt. gül-
tigen Fassung, 

 
- §§ 72 ff des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Verwaltungsverfahrensge-
setz NRW – VwVfG NRW) in der Neufassung vom 
12.11.1999 (GV NRW. S. 602) in der z. Zt. gültigen 
Fassung 

 
festgestellt worden. 
 
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit 
Rechtsbehelfsbelehrung und des festgestellten Planes lie-
gen 
 
ab dem 
 
14.06.2011 
 
für die Dauer von zwei Wochen bei 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Straßen und Entwässerung Lemgo (SEL) 
Heustraße 36-38 
32657 Lemgo 
 
während der allgemeinen Dienststunden 
 
Mo, Di und Do 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
Do 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
zur allgemeinen Einsicht aus. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (27.06.2011) gilt der Be-
schluss gemäß § 74 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) gegen-
über den übrigen Betroffenen als zugestellt. 
 
Detmold, 12.05.2011 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
Team 4.0.1 – Verwaltung Umwelt 
als untere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Vahle 
 
Az.: 4.3-66 38 22-11/23 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit gemäß 
§ 70 WHG ortsüblich bekannt gemacht. 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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210 Hinweis auf die Änderung der Verbandssat-

zung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe 
 
Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 26.04.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Lemgo, den 01.06.2011 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 
211 21. Änderung des Flächennutzungsplanes 

„Nahversorger Entruper Weg“ und Vorhaben-
bezogener Bebauungsplan Nr. 61 27 01.08 
„Entruper Weg - Dewitzstraße“ 

 hier: 1. Durchführungs- bzw. Aufstellungs-
beschluss 

  2. Frühzeitige Unterrichtung der Öffent-
lichkeit 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt Lem-
go hat am 07.06.2005 den Beschluss gefasst, für den Be-
reich westlich des Entruper Weges/ nördlich der Bebauung 
Dewitzstraße einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Entruper Weg/Dewitzstraße“ aufzustellen und parallel da-
zu  die 21. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) 
„Nahversorger Entruper Weg“ durchzuführen.  
Nach Wechsel des Vorhabenträgers hat der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung in seiner Sitzung am 
18.01.2011 beschlossen, die beiden Bauleitplanverfahren 
auf der Grundlage des neuen Antrages und nach neuer 
Rechtslage fortzuführen. Gleichzeitig hat der Ausschuss 
beschlossen, die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge durchzuführen. 
 
Gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB) werden hiermit die 
Beschlüsse über die Durchführung der 21. Änderung des 
FNP und die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 61 27 01.08 „Entruper Weg/Dewitzstraße“ 
öffentlich bekannt gemacht und gleichzeitig auf die Durch-
führung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Diese findet statt in Form 
einer Bürgerversammlung  
 
am Montag, den 20. Juni 2011, 19.00 Uhr, 
im Neubau der Anne-Frank-Schule,  
Menkestr. 3, 32657 Lemgo 
 
 
 
 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlich-
keit werden die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
sowie deren voraussichtliche Auswirkungen öffentlich dar-
gelegt.  
 
Im Anschluss an die Bürgerversammlung besteht außer-
dem die Möglichkeit, bis zum 04. Juli 2011 die Entwurfs-
unterlagen zu den Bauleitplanverfahren einzusehen, und 
zwar in der Abteilung Stadtplanung der Stadt Lemgo, 
Heustr. 36 – 38, an der Aushangfläche gegenüber Zi.-Nr. 
203, in der Zeit von montags bis freitags von 8.00 bis 
12.00 Uhr, sowie montags bis donnerstags von 14.00 bis 
16.00 Uhr bzw. donnerstags bis 17.00 Uhr. Es besteht all-
gemein die Gelegenheit zur Einsichtnahme sowie zur Äu-
ßerung und Erörterung. Gleichzeitig besteht die Möglichkeit 
der Einsichtnahme und Äußerung im Online-Verfahren ü-
ber die Homepage der Stadt Lemgo, www.lemgo.de. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes liegt innerhalb der Gemarkung Lemgo, 
Flur 44, Flurstück 530 und wird wie folgt umgrenzt:  

• Im Süden von der Bebauung Dewitzstraße, 
• im Osten vom Entruper Weg, 
• im Norden von der Nordgrenze des Flurstücks 

530 und 
• im Westen von der Westseite des Flurstücks 530. 

 
Lage und Umfang des Plangebietes ist aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
 
Lemgo, den 01.06.2011 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
212 Hinweis auf Veröffentlichung der 4. Satzung zur 

Änderung der Satzung des Abfallwirtschaftsver-
bandes Lippe 

 

Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 26.04.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 25. Mai 2011 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 
 
 
 

Sparkasse Detmold 
 
213 Kraftloserklärung von in Verlust geratenen 

Sparkassenbüchern 
 
Da sich aufgrund unserer Aufgebote vom 31. Januar 2011 
bis zum Aufgebotstermin am 13. Mai 2011 niemand ge-
meldet hat, werden die in Verlust geratenen Sparkassen-
bücher Nr.  
 
340.015.254 342.060.852  
  
unserer Sparkasse, gemäß §16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verord-
nung über den Betrieb und die Geschäfte der Sparkassen 
(SpkVO) NW vom 15. Dezember 1995 hiermit für kraftlos 
erklärt. 
 
 
Detmold, den 16. Mai 2011 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 10.06.2011 

 


